
Koalition importiert
Arbeitslosigkeit
Kern und Stöger spielen die Fremdenführer ins österreichische Sozialsystem

Erdogans Machtspiele
mit den Auslandstürken
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PARLAMENT

Das AMA-Gütesiegel für in Ös-
terreich hergestellte Lebensmittel 
soll nur noch an gentechnik-freie 
Produkte verliehen werden. Das 
fordert die FPÖ in einem Entschlie-
ßungsantrag, um die letzte Hinter-
tür für gentechnisch manipulierte  
Importe zu schließen.                 S. 6

Gentechnik-frei
Nach der jüngsten Anschlags-

serie in Deutschland hat Kanzle-
rin Angela Merkel ihr Festhalten an 
ihrer „Wir schaffen das!“-Zuwan-
derungspolitik verkündet. Dabei 
offenbaren sich immer mehr Prob-
leme bei der Bewältigung der Mas-
seneinwanderung.                   S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Merkel behält Kurs bei
Die FPÖ wird im Wiener Landtag 

einen Antrag auf einen Untersu-
chungsausschuss zu den skanda-
lösen Steuergeldverschwendun-
gen bei der Kindergartenförderung 
einbringen. Für die FPÖ ist der 
Skadnal das Ergebnis einer „jahre-
langen roten Ignoranz“.           S. 11

WIEN

Skandalaufklärung
Seit einer Woche bietet die FPÖ 

ihren Freunden Informationen per 
WhatsApp. Unter www.fpoe.at/
whatsapp läuft die Anmeldung 
– schon mehr als 10.000 Nutzer 
sind dabei. Die Freiheitlichen bau-
en ihre Spitzenposition beim direk-
ten Draht zum Bürger aus.      S. 14

MEDIEN

FPÖ jetzt auf WhatsApp

S. 2/3

Ein dichtes Vereinsnetzwerk schwört türkische Migranten ein – S. 4/5

Fo
to

: N
FZ

Rot-schwarzes Versagen in 
Islamistenhochburg Graz 
Graz hat sich unter den Augen der schwarz-roten Landesregie-
rung zur Islamistenhochburg Österreichs gewandelt. Salafis-
ten, Dschihadisten und die Muslimbruderschaft bereiten der 
Polizei wachsende Sorgen, nicht  aber der Politik, kritisiert 
FPÖ-Landesparteiobann Mario Kunasek.                   S. 13Nr. 30/31 . Donnerstag, 4. August 2016
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IMPRESSUM

Mit Besorgnis, ja geradezu 
Angst schreiben Mainstram-Me-
dien in letzter Zeit gerne über 
eine angebliche freiheitliche 
Medienwelt. Das vor allem im 
Internet wachsende Angebot an 
Informationsquellen abseits der 
mit Inseraten gemästeten Gazet-
ten bereitet den Hofberichterstat-
tern der Regierung zunehmend 
Kopfzerbrechen. Der Einfachheit 
halber wird hinter jedem regie-
rungskritischen Medium die FPÖ 
vermutet. Von einer „digitalen 
Parallelrealität“ der FPÖ ist da 
die Rede, und es fallen inflationär 
die abgedroschen Begriffe „Pro-
paganda“ und „Hetze“.

Das „profil“ deckte erst diese 
Woche auf, dass bei einer neuen 
Wochenzeitung in Oberösterreich 
Redakteure „mit Verstrickungen 
zur FPÖ“ tätig seien – welch 
Skandal! Geschrieben hat den 
Artikel ein Journalist, der als 
Funktionär der Sozialistischen 
Jugend Marxismus-Seminare 
veranstaltete, ehe er in die „pro-
fil“-Innenpolitik wechselte. Dort 
ist er jetzt Kollege einer ehema-
ligen KPÖ-Kandidatin, die für 
ihre Pauschal-Beschimpfung 
freiheitlicher Wähler als „häss-
lichste Menschen Wiens“ sogar 
vom links dominierten Presserat 
verurteilt wurde. Die Selbstge-
rechtigkeit geht mitunter soweit, 
dass man die Butter am Kopf 
selbst dann nicht bemerkt, wenn 
sie schon ranzig geworden ist.

Dabei übersehen diese Journa-
listen freilich eines: Ihr eigener 
Glaubwürdigkeitsverlust wurzelt 
in der Art ihrer „Berichterstat-
tung“ über die Köpfe und Sorgen 
der Bürger hinweg. Sie müssen 
aufpassen, dass nicht ihre Welt 
bald nur noch als „Parallelreali-
tät“ wahrgenommen wird.

Ende Juli 2016 hat die Arbeitslo-
sigkeit in Österreich die Zahl von 
321.256 Personen erreicht. Somit 
waren gegenüber dem Vorjahr um 
1.376 Personen mehr arbeitslos 
vorgemerkt. Inklusive der Perso-
nen in Schulungen beträgt die Zahl 
der offiziell registrierten Arbeits-
losen aber 379.679. Im Vergleich 
zum Vorjahr ist das ein Plus von 
3.175. Dies geht aus den am Mon-
tag veröffetnlichten Zahlen des Ar-
beitsmarktservice (AMS) hervor.

Besonders stark kletterte die Ar-
beitslosigkeit bei Älteren ab 50 
Jahren (plus 5,9 Prozent) und bei 
Ausländern (plus 6,3 Prozent). Bei 
den Inländern verzeichnete das 
AMS erneut einen Rückgang von 
1,6 Prozent.

Asylwerber-Hochburg Wien
Der Anstieg bei den Ausländern 

ist laut AMS unter anderem auf die 
gestiegene Anzahl von Asylwer-
bern zurückzuführen. Derzeit be-
treut das AMS genau 25.168 an-
erkannte Asylanten und subsidiär 
Schutzberechtigte. Das sind um 
46,2 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Doch die meisten Flüchtlinge, wie 
die im Vorjahr registrierten 90.000 
Asylwerber, sind noch gar nicht auf 
dem Arbeitsmarkt angekommen. 
Denn so lange das Asylverfahren 

läuft, dürfen die Betroffenen – ab-
gesehen von kleineren Ausnahmen 
– nicht arbeiten.

Die meisten anerkannten Asyl-
werber, die sich frei in Österreich 
bewegen können, zieht es nach 
Wien. So leben zwei Drittel der 
25.168 beim AMS gemeldeten 
Asylanten und subsidiär Schutzbe-
rechtigten in Wien. Aber gerade in 
der Bundeshauptstadt sind derzeit 
die Chancen besonders schlecht, 
einen Job zu finden.

Folge der Zuwanderungspolitik
„Kern, Stöger & Co. importieren 

die Arbeitslosigkeit aus dem Aus-
land und damit mittelfristig zigtau-
sende Mindestsicherungsbezieher 
nach Österreich“, kommentierte 
FPÖ-Sozialsprecher Herbert Kickl 
die auf 108.504 Personen angestie-
gene Zahl arbeitsloser Ausländer in 
Österreich.

Sämtliche arbeitsmarktpoliti-
schen Werkzeuge von SPÖ-Sozi-
alminister Alois Stöger hätten sich 
als stumpf erwiesen. „Angesichts 
der europaweit einzigartig wach-
senden Arbeitslosigkeit muss doch 
dem gelernten Maschinenschlosser 
Stöger auffallen, dass er ständig an 
den falschen Schrauben gedreht 
hat“, erklärt Kickl. Denn vor den 
wahren Problemen, dem weiterhin 

Früchte der rot-schwarzen Migrationspolitik 
Knapp 380.000 Menschen waren Ende Juli arbeitslos. Während 

die Zahl der arbeitssuchenden Inländer rückläufig ist, steigt die 
der Ausländer weiter an: 108.504, darunter 25.168 anerkannte Asyl-
werber und subsidiär Schutzberechtigte, sind ohne Job. Für die FPÖ 
ernten SPÖ und ÖVP nun die Früchte ihrer Einwanderungspolitik.

Fast schon ein Drittel der registrierten Abreitslosen sind Ausländer - der Anteil der anerkannten Asylanten steigt rapide an

Geeint in Ratlosigkeit und Untätigkeit: ÖVP-Vizekanzler Reinhold Mitterlehner, SPÖ-Kanzler Christian Kern und 
SPÖ-Sozialminister Alois Stöger (von links) haben kein Rezept gegen die steigende Ausländerarbeitslosigkeit.
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rasanten Anstieg bei den Langzeit-
arbeitslosen und der wachsenden 
Zahl der arbeitslosen Ausländer, 
verschließe Stöger die Augen – und 
mit ihm die gesamte rot-schwarze 
Kaolitionsregierung.

Der FPÖ-Sozialsprecher forder-
te erneut ein nachhaltiges Maßnah-
menpaket zum Schutz des öster-
reichischen Arbeitsmarktes. „Wir 
Freiheitliche haben diesbezüglich 
bereits zahlreiche Initiativen im 
Parlament gesetzt. So muss jetzt 
endlich der Zugang zum österrei-
chischen Arbeitsmarkt für EU-Bür-
ger und für Drittstaatsangehörige 

AUS DER
REDAKTION
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Blaue Medienwelt?

Alexander Höferl
alexander.hoeferl@fpoe.at
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Die vorgebliche koalitionsinterne Annähe-
rung in der Frage der Einführung von Stu-
diengebühren zeige zwar, dass Bewegung 
in das unwürdige Spiel um die Finanzierung 
der Universitäten gekommen sei, ändere aber 
nichts an der unbefriedigenden Patt-Situa-
tion, erklärte FPÖ-Wissenschaftssprecher 
Andreas F. Karlsböck. Bevor man darüber 
nachdenke, heimische Steuerzahler zusätz-
lich zu belasten, sollten für den Überhang 
von Studenten aus EU-Ländern endlich Aus-
gleichszahlungen verhandelt werden.

Eine klare Absage erteilt FPÖ-Famili-
ensprecherin Anneliese Kitzmüller (Bild) 
dem von ÖVP-Familienministerin Sophie 
Karmasin angedachten verpflichtenden zwei-
ten Kindergartenjahr: „Die Autonomie der 
Familie soll via Salamitaktik zu Grabe ge-
tragen werden. Karmasin drängt offenkundig 
immer weiter in Richtung Verstaatlichung der 
Kindererziehung.“ Für die FPÖ sei die Auto-
nomie der Familie ein unverhandelbares Gut. 
Die Zwangsverstaatlichung der Erziehung er-
innere an kommunistische Regime.

Innenpolitik
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Treffen ohne Folgen: SPÖ-Kanzler Kern will 
Zuwanderungsstopp von Ungarns Premier Orbán nicht übernehmen. 
BILD DER WOCHE

Familienfeindlich

KURZ UND BÜNDIG
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Der bayerische Ministerpräsident 
Horst Seehofer (CSU), der seiner 
Koalitionspartnerin Angela Merkel 
widersprach: „So wie bisher schaf-
fen wir das nicht.“ Er forderte eine 
klare Begrenzung der Aufnahme 
neuer Flüchtlinge in Deutschland.

Die deutsche Bundeskanzlerin An-
gela Merkel bezeichnete die Atten-
tatsserie zwar als „Verhöhnung des 
Landes, das sie aufgenommen hat“ 
durch diese Asylwerber. An eine 
Kursänderung in der Asylpolitik 
denkt sie aber nicht.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Streit um Studiengebühren?

Leere Worthülse „New Deal“
Der Nettofinanzierungsbedarf des Bundes 

hat sich im ersten Halbjahr 2016 im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum um 61,8 Prozent er-
höht. Die Ausgaben sind gestiegen und die 
Einnahmen aufgrund der Steuerreform ge-
sunken. „Die Auswirkungen der Steuerreform 
auf den Wirtschaftsstandort sind bestenfalls 
als marginal zu bezeichnen und werden zu 
keiner Trendumkehr führen“, betonte die frei-
heitliche Europaabgeordnete Barbara Kappel 
(Bild). Ebenso wirkungslos habe sich der von 
SPÖ-Bundeskanzler Christina Kern angekün-
digte „New Deal“ erwiesen, der bisher eine 
reine Worthülse gebelieben sei. Fo
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Früchte der rot-schwarzen Migrationspolitik 
Fast schon ein Drittel der registrierten Abreitslosen sind Ausländer - der Anteil der anerkannten Asylanten steigt rapide an

Geeint in Ratlosigkeit und Untätigkeit: ÖVP-Vizekanzler Reinhold Mitterlehner, SPÖ-Kanzler Christian Kern und 
SPÖ-Sozialminister Alois Stöger (von links) haben kein Rezept gegen die steigende Ausländerarbeitslosigkeit.

beschränkt sowie die Entsendung 
ausländischer Arbeitnehmer nach 
Österreich sektoral und temporär 
gestoppt werden“, mahnte Kickl 
und wies Stöger auf Maßnahmen 
der rot-blauen Landesregierung im 
Burgenland hin. Diese hätte bereits 
erfolgreiche Schritte zum Schutz 
des heimischen Arbeitsmarktes um-
gesetzt, vor denen die Bundes-SPÖ 
im Parlament weiterhin zurück-
scheue, nur weil sie von den Frei-
heitlichen kämen.

„SPÖ-Bundeskanzler Christian 
Kern und sein Sozialminister Stö-
ger gefallen sich lieber in der Rol-

le eines Fremdenführers in den 
heimischen Arbeitsmarkt und ins 
heimische Sozialsystem“, empörte 
sich der FPÖ-Sozialsprecher. Denn 
ihre Asyl- und Einwanderungspoli-
tik sei nichts anderes, als eine Ein-
ladung an alle Staaten der dritten 
Welt, ihre Arbeitsmarkt- und Be-
völkerungsprobleme in Österreich 
abzuladen, betonte Kickl: „Darauf 
läuft es doch hinaus: Kern, Stöger, 
Mitterlehner und seine Schrumpf-
ÖVP importieren deren Arbeits-
losigkeit und damit mittelfristig 
zigtausende Mindestsicherungsbe-
zieher nach Österreich!“

Nr. 30/31 g Donnerstag, 4. August 2016
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Der Gastgarten eines von einem 
Kurden geführten Lokals war am 
Samstag vor zwei Wochen das ers-
te Ziel nationalistischer Türken. Im 
Rahmen einer nicht genehmigten 
Demonstration mit mehr als 1.200 
Teilnehmern wurde das Mobilar 
zertrümmert, der Inhaber bedroht.

In der Nacht zuvor waren be-
reits an die 4.000 Demonstranten 
in einer „spontanen“ Sympathie-
kundgebung für den türkischen 
Staatspräsidenten durch die Wiener 
Innenstadt gezogen, nachdem Er-
dogan sie via Twitter dazu aufgeru-
fen hatte. Mit Rufen wie „Die Stra-
ße gehört uns!“, „Allahu akbar!“ 
und „Sag es, und wir töten, sag es, 
und wir sterben!“ wurde lautstark 

Erdogans langer Arm nach Österreich
Noch in der Nacht des ge-

scheiterten  Militärputsches 
mobiliserte die türkische Regie-
rungspartei Demonstrationen 
für Staatspräsident Erdogan in 
Österreich. Nach der Massen-
verhaftung von Regimegegnern 
fürchten Erdogan-Kritiker den 
Import dieser „politischen He-
xenjagd“ sowie das Übergreifen  
der von Erdogan provozierten 
Konflikte nach Österreich – und 
ein Anwachsen des Islamismus 
bei türkischen Einwanderern. 

Über ein dichtes Vereinsnetz kontrolliert die AKP die türkisch-stämmigen Zuwanderer im Land
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Thema 
der 

Woche

Der ehemalige Bundesrat der Grünen, Efgani Dönmez, erläutert im NFZ-Interview die möglichen Fol-
gen des „Gegenputsches“ des türkischen Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdoğan für Österreich. Er 

wirft der Politik vor, der Erdogan-Partei AKP den Aufbau eines Vereinsnetzwerkes ermöglicht zu haben, 
das damit die innertürkischen Konflikte nach Österreich importiert – und fordert Konsequenzen.
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Wir brauchen den politischen Mut, um 
bei der Zuwanderung Taten zu setzen 

„Es wird alles nur schöngeredet, 
weggeschaut und eine Politik der 

Beschwichtigung betrieben.“

Wenn Erdogan ruft, gehen die Auslandstürken auf die Straße – wie hier 2015 bei der Demonstration gegen die Anerkennung des Armenier-Genozids.

Der türkische Journalist Can 
Dündar hat vor einer „Hexenjagd“ 
gegen Erdogan-Kritiker in der Tür-
kei gewarnt. Sehen Sie Anzeichen 
dafür auch unter den türkischen 
Einwanderern in Österreich?

Dönmez: Es gibt ganz konkrete 
Belege, dass von Seiten der türki-
schen Behörden aufgerufen wird, 
Andersdenkende, Kritiker und 
Terrorsympathisanten, die in der 
Diaspora leben, den Sicherheits-
behörden zu melden. Einen 
solchen gibt es auch auf der 
Facebook-Seite der UETD Ös-
terreich. Damit werden die in-
nertürkischen Konflikte über 
die mittlerweile staatlich ge-
lenkten TV-Stationen, die so-
zialen Netzwerke und diverse 
Ablegervereine nach Österreich he-
reingetragen. Diese Vereine miss-
brauchen das Vereinsrecht, indem 
sie als NGO in Erscheinung treten, 
aber de facto der verlängerte Arm 
der türkischen Politik sind. Aber 
die österreichische Politik hat die-
se reaktionären türkischen Gruppie-
rungen jahrzehntelang unterstützt 
– insbesondere aus der politischen 
Linken heraus, federführend dabei 
die SPÖ. Diese Gruppierungen le-
ben nicht nur von diesem Spalt zwi-
schen Zuwanderern und Mehrheits-
gesellschaft, sondern höhlen unter 
dem Deckmantel von Demokratie, 
Toleranz und interreligiösem Dia-
log genau diese Werte aus. Eines ist 
so sicher wie das Amen im Gebet: 
Diese Bilder, die wir in den letz-
ten Tagen in Deutschland und Ös-
terreich gesehen haben, sind nicht 
dienlich für ein gutes Zusammen-
leben, sondern werden ganz im Ge-
genteil zu einer weiteren Polarisie-
rung und Entfremdung zwischen 
türkischstämmigen Migranten und 
Österreichern führen.

Weshalb erhält Erdogans AKP 
unter den Auslandstürken einen 
größeren Zuspruch – bei den Wah-
len 2015 waren es in Österreich 
69 Prozent – als in der Türkei 
selbst?

Dönmez: Die türkische 
Regierung hat über eine 
eigene Behörde in ganz 

Europa Gruppierungen gegründet, 
die sich exklusiv um die Anlie-
gen der Auslandstürken kümmern 
und mit Ausgrenzungserfahrungen 
das Spiel mit der „Opferrolle“ vo-
rantreiben. Das treibt ihnen weiter 
Leute in die Hände. Auch deshalb, 
weil nicht die Bildungsoberschicht 
nach Europa gekommen ist und 
diese Menschen dafür empfänglich 
sind. Diese Mischung ist eine Er-
klärung für den Erfolg der AKP.

Bei allen Demonstrationen der 
UETD/AKP in Wien waren die 
Ultra-Nationalisten der „Grauen 
Wölfe“ vertreten. Gibt es da ein 
Zweckbündnis der beiden Parteien 
– und mit welchem Ziel?

Dönmez: Es gibt eine enge Ko-
operation zwischen diesen reakti-
onären Gruppierungen der UETD, 
der ATIB, der MHP und Teilen 
der Milli-Görüs-Bewegung in Ös-
terreich. Das erkennt man auch 
am konkreten Beispiel der Islami-
schen Glaubensgemeinschaft: Der 
neugewählte Präsident kommt aus 
der ATIB, des-
sen Vorgänger 
stand der 
Milli-Görüs 
nahe und 
der neue 
Generalse-
kretär ist ein 
tü rk i scher 
Rechtsextre-
m e r 

aus dem MHP-Lager.
Was sollte die Politik tun, um 

„türkische Verhältnisse“ in Öster-
reich zu verhindern?

Dönmez: Es ist unverständlich 
und nicht nachvollziehbar, war-
um manche Personen, die eine un-
sere gesellschaftlichen und de-
mokratischen Werte ablehnende 
Einstellung haben, überhaupt einen 
Aufenthaltstitel in Österreich be-
kommen. Es kann auch nicht sein, 

dass die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft 
dazu missbraucht wird, 
um hier islamistisch 
geprägte Ansichten zu 
vertreten. Dazu braucht 
es den politischen Mut 

und den Willen, endlich Handlun-
gen zu setzen. Unser Rechtsstaat 
bietet alle, aber wirklich alle recht-
lichen Rahmenbedingungen, um 
dagegen vorgehen zu können. Was 
aber fehlt, ist der politische Wille 
und der Mut, hier auch hinzuschau-
en. Es wird alles nur schöngeredet, 
weggeschaut und eine Politik der 
Beschwichtigung betrieben. Genau 
das gefährdet den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und den Frie-
den in Österreich. Alle politischen 
Kräfte sind daher aufgerufen, zu 
differenzieren, hinzuschauen und 
anhand der bestehenden Rechtslage 
Taten zu setzen. Wir brauchen keine 

weiteren Diskussionsrunden mehr 
und keine Schönwetter-Politik. 
Wenn wir weiter zuwarten, wird 
sich das gesellschaftliche Klima 
weiter verschärfen. Wir müs-
sen endlich erkennen, dass man 
die Spreu vom Weizen trennen 

muss.
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gegen den versuchten Militär-
putsch in der Türkei demonstriert. 
Kleinere Kundgebungen wurden 
zeitgleich auch in Linz und Wolfurt  
(Vorarlberg) abgehalten.

Organisierte Spontanität
Diese „Spontanaktionen“ wa-

ren nur möglich, weil die türkische 
Regierungspartei über ein dichtes 
Vereinsnetzwerk in Österreich ver-
fügt. Neben der politischen UETD 
(Union Europäisch-Türkischer De-
mokraten) und der religiösen Tür-
kisch-Islamischen Union (ATIB) 
sind auch Extremisten der isla-
mistischen Milli-Görüs-Bewegung 
und der nationalistischen „Grauen 
Wölfe“ (MHP) zur Stelle, wenn es 
gilt, ihren Landsleuten und den Ös-
terreichern die Politik ihres Staats-
chefs nahezubringen. 

Der ehemalige Bundesrat der 
Grünen, Efgani Dönmez, selbst 
türkisch-stämmiger Österreicher, 
wirft der heimischen Politik vor, 
diese Instrumentalisierung der Ein-
wanderer durch Erdogan geduldet, 
ja sogar gefördert zu haben. Und er 
warnt im NFZ-Gespräch vor den 
Folgen dieses „Wegschauens und 
Schönredens“: „Erdogan ist ein Is-
lamist, unter seiner AKP hat es eine 
Re-Islamisierung der Gesellschaft 

Erdogans langer Arm nach Österreich
Über ein dichtes Vereinsnetz kontrolliert die AKP die türkisch-stämmigen Zuwanderer im Land

gegeben. Das ist ein ganz klares 
Zeichen dafür, dass die Türkei un-
ter Erdogan sich in Richtung Sau-
di-Arabien orientiert.“

Staatliche Islamisierung
Selbst die Beitrittsgespräche zur 

EU habe er nur dazu genutzt, um 
die verfassungsmäßigen Rechte 
des Militärs abzubauen, erklärt Dö-
nez: „Jetzt, nach dem gescheiterten 
Putsch, gibt es niemanden mehr, 
der Erdogan entgegentreten könn-
te, weil er nun alle Macht an sich 
gerissen hat. Diese Erdogan-Tür-

kei hat in der Europäischen Union 
nichts verloren.“

Ednan Aslan, Professor für Isla-
mische Religionspädagogik an der 
Universität Wien, warnte im „Stan-
dard“ eindringlich vor der Islami-
sierung der türkischen Migranten 
in Österreich durch die AKP-Ver-
eine: „Hier werden unglaubliche 
Fördersummen ausgeschüttet, um 
neben Milli Görüs auch Sufi-Orga-
nisationen für die Arbeit der AKP 
zu gewinnen. (...). Daneben werden 
nicht nur von der Religionsbehör-
de Diyanet entsandte (ATIB-)Ima-
me vom türkischen Staat besoldet, 
sondern staatlich geförderte Imame 
aus der Türkei auch in anderen Or-
ganisationen untergebracht.“

Aslans Untersuchung der is-
lamischen Kindergärten in Wien 
hatte skandalöse Zustände zuta-
ge gefördert und gleich mehre-
re Strafanzeigen wegen des in der 
Bundeshauptstadt großzügigst er-
möglichten Erschwindelns von 
Fördergeld nach sich gezogen. Das 
war für den grünen Ex-Bundesrat 
Dönmez kein Zufall. Denn es sei 
ja auch die SPÖ gewesen, die diese 
religiös-nationalistischen Vereine 
gefördert habe. Nicht um der Inte-
gration willen, sondern wegen der 
Wählerstimmen.

Das Staunen war groß, als tau-
sende Türken in Wien für ihren 
Präsident Erdogan demonstrierten. 
Sogar manch „Kopf-in-den-Sand-
Stecker“ rot-grüner Zuwande-
rungspolitik wurde blass.

Mich wundern solche Bilder 
nicht: Seit Jahren warnt die FPÖ, 
dass das hohe Gut der „neuen“ 
Staatsbürgerschaft bei Zuwande-
rern, die sich in ihrer Geschichte 
immer als Landnehmer gesehen 
haben, eine reine Zwecksache zu 
„Zuckerln“ wie Sozialleistungen 
und kürzerem Wehrdienst ist.

Bei vielen Türken ist und bleibt 
die Türkei Heimat. Und das ist 
auch gut so, wenn man zu seiner 
Herkunft steht. Denn dann kennt 
sich das heimatbewusste Gegen-
über, hier Österreich, auch aus und 
kann entscheiden. Die von den 
Linken bejubelte – und mit Steu-
ern hoch dotierte – Integration ist 
bei vielen Zuwanderern, gerade 
jenen aus der Türkei, gescheitert.

Beispiele gefällig? Rückkehr in 
die türkische Staatsbürgerschaft 
durch die Hintertür, seltsame Brief-
wahlergebnisse aus Kulturzentren 
– nicht umsonst sucht sich die SPÖ 
gerne einen türkisch-stämmigen 
Kandidaten. 

Kein Wunder, wenn statt „Rot-
Weiß-Rot“ das „Rot mit weißem 
Halbmond und Stern“ der türki-
schen Fahnen im Straßenbild auf-
taucht! Umso schlimmer, wenn 
diese Auswüchse bei Doppel-
staatsbürgerschaft und Briefwahl 
nicht sofort von der österreichi-
schen Politik abgestellt werden.

Wer Österreich belügt und be-
trügt, hat nichts zu erwarten. Am 
allerwenigsten Toleranz! Wenn 
SPÖ und ÖVP das nicht wollen, 
wir schaffen das. Das sind wir 
künftigen Generationen schuldig!

Toleranzgrenze

Thema 
der 

Woche
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Walter Rosenkranz
FPÖ-Sicherheitssprecher

Wenn Erdogan ruft, gehen die Auslandstürken auf die Straße – wie hier 2015 bei der Demonstration gegen die Anerkennung des Armenier-Genozids.

Die „Grauen Wölfe“: Stets mit 
bei Erdogan-Demonstrationen.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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SICHERHEITSPOLITIK VERKEHRSPOLITIK

 Der von ÖVP-Innenminister Wolfgang Sobotka 
und Justizminister Wolfgang Brandstetter Ende Juli 
vorgelegte „Sicherheitsbericht 2015“ gibt erstmals 
Zahlen zu den Verbrechen durch Asylwerber be-
kannt. Insgesamt gab es 92.804 fremde Tatverdäch-
tige, von denen wiederum 14.458 Asylwerber waren, 
was 15,6 Prozent der fremden Tatverdächtigen ent-
spricht. Zu den meistbegangenen Delikten zählten 
Diebstahl, Körperverletzung und Suchtmittelhandel.

14.458 tatverdächtige Asylwerber
Der „Sichehrietsbericht 2015“ 

listet auch Unfälle im Schienen-
verkehr auf. Die Anzahl der gemel-
deten Vorfälle ist gegenüber dem 
Vergleichszeitraum 2014 stark ge-
stiegen. 2015 gab es 1.957 Mel-
dungen (2014: 1610), davon 1.179 
Unfälle (2014: 931) und 778 Stö-
rungen (2014: 679).

Mehr Bahnunfälle

Attentate in Frankreich und 
Deutschland überschatten den 
Sommer ebenso wie der Putsch 
in der Türkei, der sich als Staats-
streich von oben entpuppt. Fern-
sehstationen und Zeitungen wur-
den geschlossen, Richter und 
Staatsanwälte entlassen, Akade-
miker mit Ausreiseverbot belegt.

Dass sich unser Parlament mit 
all diesen Dingen nicht befasst, 
liegt an der „tagungsfreien Zeit“, 
die nur durch ein Verlangen von 
einem Drittel der Abgeordneten 
(61 Mandatare) durchbrochen 
werden kann. Der Freiheitliche 
Klub hat derzeit 38 Mandatare.

Vor dem Hintergrund des 
schweigenden Parlamentes tut 
die Forderung unseres Klubob-
mannes nach einem sofortigen 
Abbruch der Verhandlungen über 
einen EU-Beitritt der Türkei be-
sonders gut. HC Strache hat er-
klärt, dass die Einführung der To-
desstrafe in der Türkei nicht die 
Kernfrage ihres EU-Beitrittes ist, 
zumal die Türkei auch ohne To-
desstrafe nichts in der EU verlo-
ren hat. Entscheidend ist nämlich 
die Überzeugung, dass tragende 
Gemeinsamkeiten die Voraus-
setzung für einen Beitritt sind. 
Die EU-Mitglieder garantieren 
einander Beistand um ihres Ver-
fassungsstandards willen. Genau 
dieser Standard ist aber in der 
Türkei jetzt abhanden gekommen 
– soferne er jemals gegeben war. 

Der Gedanke, dass die Türkei 
eine Hüterin des Europäischen 
Wertekanons sein soll, ist aben-
teuerlich. Um die Absurdität 
dieser Überlegung zu erkennen, 
muss man gar nicht die „muslimi-
sche Keule“ zücken. Eine nüch-
terne staatswissenschaftliche Be-
trachtung ist völlig ausreichend. 

Europa und die Türkei
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AMA-Gütesiegel nur für 
gentechnik-freie Produkte
FPÖ will „Gentechnik-Hintertürl“ für Lebensmittel schließen

Vorgeblich österreichische Le-
bensmittel, die mit dem AMA-Gü-
tesiegel ausgezeichnet sind, dür-
fen bis zu einem Drittel Zutaten 
aus ausländischer Produktion ent-
halten. Angesichts der Tatsache, 
dass gewisse Rohstoffe wie Ge-
würze oder tropische Früchte nicht 
in Österreich wachsen, sei ein be-
stimmter Toleranzbereich legitim, 
räumte FPÖ-Agrarsprecher Harald 

Jannach ein. Insgesamt sei aber die 
zulässige Höchstgrenze von 33 Pro-
zent aber als zu hoch zu bewerten.

Zudem kritisierte er, dass die 

Um gentechnisch veränderte 
Lebensmittel besser zu kenn-

zeichnen, soll das Gütesiegel der 
Agrarmarkt Austria (AMA) nur 
noch auf gentechnik-freien Le-
bensmitteln aufscheinen. 
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FPÖ will Gütesiegel nur noch auf
gentechnik-freien Produkten.

große Mehrheit der mit dem 
AMA-Gütesiegel ausgezeichne-
ten Produkte weder bio noch gen-
technikfrei sei. „Gentechnik landet 
häufig durch die Hintertür auf un-
seren Tellern, zumal importierter 
Gentechnik-Soja im Rahmen des 
AMA-Gütesiegelprogramms ver-
füttert wird“, hob der Agrarspre-
cher der Freiheitlichen hervor. Des-
halb brachte er nun im Nationalrat 
einen Entschließungsantrag ein, 
der eine entsprechende Überarbei-
tung der Richtlinien vorsieht, um 
zu garantieren, dass das AMA-Gü-
tesiegel nur noch an zu 100 Prozent 
gentechnikfreie Lebens- und Fut-
termittel verliehen werden soll.

Bereits im Frühjahr 2015 hatten 
die heimischen Krankenkassen 
über die schlechte Zahlungsmo-
ral von Patienten aus anderen 
EU-Ländern bzw. von deren So-
zialversicherungen geklagt. Der 
damalige Chef des Hauptverban-
des und nunmehrige ÖVP-Gene-
ralsekretär Peter McDonald hatte 
damals Maßnahmen angekündigt, 
um die offenen Forderungen ein-
zutreiben. Erfolglos, wie sich 
nun zeigt. Wie nämlich eine par-
lamentarische Anfrage der frei-
heitlichen Gesundheitssprecherin 
Dagmar Belakowitsch-Jenewein 
an SPÖ-Gesundheitsministerin 

Enorme Außenstände 
bei Krankenkassen

Sabine Oberhauser aufgedeckt 
hat, sind die Schulden der auslän-
dischen Krankenkassen in Öster-
reich noch einmal gestiegen.

Konkret standen die ausländi-
schen Kassen bei den österreichi-
schen Kassen (Stichtag: 31. De-
zember 2015) mit in Summe mehr 
als 265 Millionen Euro in der 
Kreide. Ende 2014 waren es „nur“ 
rund 232,4 Millionen, 2013 noch 
215,8 und 2012 immerhin 198,3 

FPÖ-ABGEORDNETE DECKEN AUF

Millionen Euro. „Die Kassen sind 
offenbar nicht in der Lage, das 
Geld ordentlich zurückzufordern. 
Das Gesundheitsministerium hat 
Handlungsbedarf“, sagt Belako-
witsch-Jenewein.

Ob man das Geld nicht über-
haupt in den Wind schreiben 
muss, scheint laut Hauptverband 
nicht ausgeschlossen, ärgert sich 
die FPÖ-Gesundheitssprecherin. 
Denn in dessen Stellungnahme 
heißt es wörtlich, dass keine Aus-
sage darüber getroffen werden 
könne, „ob und inwieweit die zum 
Stichtag aktuell bestehenden bzw. 
ausgewiesenen Forderungen letzt-
endlich eingebracht werden kön-
nen oder aber als uneinbringlich 
abzuschreiben sind.“
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Den Kassen fehlen Millionen.
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Nicht nur die Massenverhaftungen von Regimekritikern in der 
Türkei, sondern auch die „Spontan-Demonstrationen“ der Er-

dogan-Anhänger in Österreicher finden die Kritik der FPÖ. HC Stra-
che forderte ein klare Antwort der EU und der Bundesregierung ein.

„Was wir brauchen, ist ein sofor-
tiger Stopp der Beitrittsverhandlun-
gen und der Milliardenzahlungen 
sowie endlich Sanktionen“, for-
derte der FPÖ-Parteichef und fügte 
dem seine Kritik an Brüssel hinzu. 
Wenn die EU nur die von Erdog-
an angekündigte Einführung der 
Todesstrafe als „rote Linie“ sehe, 
dann sei das nur noch „blanker Zy-
nismus“: „Der türkische Staatsprä-
sident Erdogan hat diese rote Linie 
längst überschritten.“

Keine türkischen Verhältnisse
Es sei bedenklich, dass es in Ös-

terreich möglich sei, binnen we-
niger Stunden tausende radikale 
Pro-Erdogan-Demonstranten auf 
die Straßen zu bringen, bemerk-
te  FPÖ-Generalsekretär Herbert 

Kickl zu den sogenannten „Spon-
tan-Demonstrationen“ in Wien. 
Dazu machte der dem Innenminis-
terium den Vorwurf, diese unange-
meldeten Demonstrationen nicht 
sofort aufgelöst zu haben: „Wenn 
man in Österreich demonstrieren 
will, dann ist das nach ganz kla-
ren Regeln möglich. Wilde Zu-
sammenrottungen von teilweise 
gewalttätigen und gewaltbereiten 
Gruppen fallen jedenfalls nicht un-
ter das Demonstrationsrecht.“

Nach den Vorkommnissen am 
Wochenende sei es nun ein Gebot 
der Stunde, sich diese Herrschaf-
ten genauer anzusehen, forder-
te Kickl. „Österreich ist nicht der 
Ort, um türkische Politik auf den 
Straßen auszutragen!“, bemerk-
te Kickl zu den Aussschreitungen 

gegenüber Kurden in Wien. Hier 
offenbare sich die völlig verfehlte 
linke Zuwanderungspolitik von ih-
rer schlimmsten Seite. „Viele die-
ser integrationsunwilligen Türken 
verfügen über eine illegale Dop-
pelstaatsbürgerschaft. Darauf soll-

„Erdogan hat die rote Linie überschritten!“
HC Strache fordert Stopp der Beitrittsverhandungen und Sanktionen gegen die Türkei

Eine Dokumentation des Kampfes um dieses parlamentarische Kontrollinstrument

HC Strache und Herbert Kickl fordern Sanktionen gegen Erdogan 
und seine „Die Straße gehört uns“-Sympathisanten in Wien.

te die Exekutive achten, im nach-
gewiesenen Fall die österreichische 
Staatsbürgerschaft aberkennen und 
die ertappten Türken in ihre Hei-
mat zurückführen“, forderte der 
FPÖ-Generalsekretär als Konse-
quenz.
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Untersuchungsausschüsse als Minderheitenrecht

Die 2015 erfolgte Einigung im 
österreichischen Nationalrat, den 
parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss als Minderheitenrecht 
einzurichten, gilt für viele als 
„Meilenstein“, der die eminente 
demokratiepolitische Bedeutung 
parlamentarischer Kontrollrechte 
unterstreicht. 

 Dieses Gesetz hat erst den Hy-
po-Untersuchungsausschuss er-
möglicht. Insofern lag es nahe, dies 
in einem Buch festzuhalten, was 
der Klubdirektor des freiheitlichen 
Parlamentsklubs, Norbert Nemeth 
und der Büroleiter HC Straches, 
Reinhard Teufel, in einer Autoren-
gemeinschaft getan haben. 

 In dem nun vorliegenden Werk, 
das vom freiheitlichen Bildungsin-
stitut publiziert wird, versuchen die 
Autoren eine Brücke zu schlagen, 
von den Anfängen im Verfassungs-
konvent über die mediale Diskus-
sion von Meinungsmachern und 
Entscheidungsträgern dieser Repu-
blik bis hin zum programmatischen 
Niederschlag in den Positionspa-
pieren der im Nationalrat vertre-
tenen Fraktionen. Darüber hinaus 

wird die Rechtslage in den einzel-
nen Bundesländern dargestellt und 
verglichen.

Der anerkannte Verwaltungs-
rechtsexperte Andreas Hauer be-
tont im Vorwort zum Buch: „Nor-
bert Nemeth und Reinhard Teufel 
haben den langen Kampf um das 
Minderheitsrecht auf Einsetzung 
von parlamentarischen Untersu-
chungsausschüssen umfang- und 
kenntnisreich dokumentiert und in 
zahlreiche Wechselbezüge einge-
bettet.“

 Nemeth und Teufel zeigen auf, 

dass in parlamentarischen Regie-
rungssystemen, in denen die Regie-
rung über eine Mehrheit im Parla-
ment verfügt, Kontrollrechte eben 
nur dann effektiv eingesetzt werden 
können, wenn sie auch einer Min-
derheit zur Verfügung stehen – oder 
die Mehrheit bereit ist, Kontrolle 
zuzulassen.

Sie verweisen darauf, dass die 
vornehmste Aufgabe des Parla-
ments die Gesetzgebung bleibe. 
„Dennoch musste sichergestellt 
werden, dass auch der parlamenta-
rischen Kontrolle der Tätigkeit der 

Regierung und Verwaltung wirk-
same Instrumente zur Verfügung 
gestellt werden“, so die Autoren. 
Damit werde jene „Qualität des Re-
gierungsprozesses im umfassends-
ten Sinne“ sichergestellt, die der 
scheidende Bundespräsident Heinz 
Fischer einst gefordert hatte.
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Auch Bundeskanzler müssen vor U-Ausschüssen erscheinen.

Das Buch „Parlamentarische Un-
tersuchungsausschüsse als Min-
derheitenrecht“ kann kostenlos 
beim FPÖ-Bildungsinstitut (Fried-
rich-Schmidt-Platz 4/3a, 1080 
Wien, bildungsinstitut@fpoe.at) 
bezogen werden.

BUCH-TIPP
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Trotz Islamisten-Attentaten besteht
Merkel auf ihr „Wir schaffen das!“ 
Hunderttausende ungeklärte Identitäten und Kostenexplosion im Asylbereich stellen das in Frage

Vor elf Monaten war Bundeskanzlerin Angela Merkel vor die Bun-
despressekonferenz in Berlin getreten, um zu erklären, dass sie 

die Grenzen für alle Flüchtlinge öffnen will. Einen Monat früher als 
geplant, verlautbarte Merkel dieses Jahr die gleiche Botschaft: „Ich 
bin heute wie damals davon überzeugt, dass wir es schaffen.“

Am 31. August 2016 hatte der 
Erstickungstod von 71 Flüchtlin-
gen in einem im burgenländischen 
Parndorf entdeckten Kühltrans-
porter die deutsche Bundeskanzle-
rin Angela Merkel veranlasst, die 
deutsche Grenze zu öffnen. 1,3 
Millionen Einwanderer folgten in 
den darauffolgenden Monaten die-
ser Einladung Merkels.

Jetzt, elf Monate und eine bluti-
gen Attentatsserie in Deutschland 
später, zeigte sich Merkel unbe-
eindruckt. Im Vorjahr noch waren 
Flüchtlinge nur Opfer, im Juli 2016 
offenbarten sich Asylwerber in 
Würzburg, Ansbach und Reutlin-
gen als islamistische Attentäter, die 
mit Messern, Axt und einer Ruck-
sackbombe zuschlugen.

Probleme bei Identitätsklärung
Kritik an dieser Ausblendung der 

Gefahren durch die Bundeskanzle-
rin kommt in erster Linie aus Bay-
ern. „Wir müssen davon ausgehen, 
dass sich Tausende im Land befin-
den, von denen wir keine Ahnung 
haben. Damit ist die innere Sicher-
heit in Gefahr“, hatte Bayerns In-

nenminister Joachim Herrmann 
(CSU) bereits im Oktober 2015 ge-
warnt. Von den rund 1,3 Millionen 
von der Grenzpolizei bei der Ein-
reise gezählten Flüchtlingen hatten 
bis Ende März erst 900.000 Asylan-
träge gestellt, ihre Identität ist zu-
mindest überprüft worden. Da rund 
70 bis 80 Prozent der Asylwerber 
keine Ausweisdokumente vorwei-

Polizeigewerkschaft gesteht große Probleme bei der Indentitätsüberprüfung 
der Zuwanderer ein, die oftmals nur einen Fragebogen ausfüllen mussten.

Trotz wachsender – auch CDU-interner – Kritik beharrt Merkel auf ihrer Politik der offenen Grenze für „Flüchtlinge“. Inzwischen bestätigen sich die 
Warnungen vor den Gefahren der unkontrollierten Einwanderung, wie die Anschlagsserie in den letzten Tagen blutig gezeigt hat.
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EU-Förderungen nur in 
Minderzahl erfolgreich

Seit Jahrzehnten werden Milli-
arden Euro für das im EU-Vertrag 
festgelegte Ziel ausgeben, „den 
Rückstand der am stärksten be-
nachteiligten Gebiete zu verrin-
gern“. Zwischen 2014 und 2020 
sind in der EU-Kohäsionspolitik 
Ausgaben im Umfang von 352 
Milliarden Euro geplant – ein Drit-
tel des EU-Haushalts.

Der größte Teil des Geldes fließt 
nach Osteuropa und in die Altmit-
gliedsländer Spanien, Portugal, 
Italien und Griechenland. Doch es 
gibt Zweifel am Erfolg der gigan-
tischen Fördermaschinerie. „Die 
europäische Regionalpolitik war 
nicht so erfolgreich, wie man sich 
das vorgenommen hat“, heißt es in 
einer Untersuchung des Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) in Köln.  
„Starke Fortschritte“ machten viele 
osteuropäische Länder sowie eini-
ge Regionen in Spanien und Portu-
gal, während es aber eine Vielzahl 
von Regionen gibt, die mit einem 
unterdurchschnittlichen Wachstum 
wirtschaftlich weiter abgehängt 

wurden. Neben Italien betrifft das 
viele Gebiete in Griechenland, in 
Frankreich und in Großbritannien.

Die Studie kommt zu dem Er-
gebnis, dass die EU-Fördermittel 
vor allem den Regionen und Staa-
ten helfen, denen es an grundle-
gender Infrastruktur, also Straßen, 
Flughäfen oder Bahnstrecken man-
gelt. In Regionen, wo es hingegen  
strukturelle Probleme gibt, etwa 
wenig Industrie, da bewirken auch 
die EU-Milliarden wenig – egal 
wie viele man dorthin schickt.

Erfolglose EU-Förderung?

„Die Demokratie ist nur der 
Zug, auf den wir aufsteigen, bis 
wir am Ziel sind. Die Moscheen 
sind unsere Kasernen, die Mina-
rette unsere Bajonette, die Kup-
peln unsere Helme und die Gläu-
bigen unsere Soldaten.“

Diesen Satz tönte der umstrit-
tene türkische Premier Recep 
Erdoğan am Beginn seines po-
litischen Aufstiegs in Ostanato-
lien. Und bis zum heutigen Tag 
verfolgt er das Ziel dieser Isla-
misierung. Mit einem derartigen 
Politiker einen Pakt einzugehen, 
wie es die EU gemacht hat, war 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

So nicht, Herr
Recep Erdogan!

ein fataler Fehler. Heute tanzt 
Erdoğan ganz Europa auf der 
Nase herum. Er droht mit einer 
weiteren Flüchtlingsschwemme, 
will die volle Visaliberalisierung, 
muntert seine Landsleute in Eu-
ropa auf, sich nicht zu integrieren 
und geriert sich als Diktator. 

Bis zum heutigen Tag verhan-
delt die EU über einen Beitritt 
mit der Türkei. Wir zahlen be-
reits unter dem Titel „Heran-
fühungshilfe“ in seine Kassen. 
Zwischen 2007 und 2013 immer-
hin satte 4,8 Milliarden Euro, bis 
2020 sind weitere 4,5 Milliarden 
veranschlagt. Dazu noch drei 
Milliarden für den sogenannten 
„Flüchtlingsdeal“. In anderen 
Worten: Die EU sponsort die 
krasse Fehlentwicklung in der 
Türkei mit den Mitteln des euro-
päischen Steuerzahlers und lässt 
sich auch noch erpressen.

Damit muss endlich Schluss 
sein: Sofortige Beendigung der 
Beitrittsverhandlungen, Stopp 
aller Zahlungen an die Türkei 
und Verhängung von Sanktionen! 

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Nach einem Islamisten-Anschlag 2014 in 
der Südtürkei wurden bei einem der Attentä-
ter Handgranaten des Schweizer Rüstungs-
konzerns Ruag gefunden. Laut Angaben des 
Konzerns stammten diese aus einer Liefe-
rung von 225.000 Stück an die Vereinigten 
Arabischen Emirate im Jahr 2003. Ruag be-
tonte auch, dass das Geschäft nur mit der of-
fiziellen Auflage abgeschlossen worden sei, 
dass diese Handgranten keinesfalls weiterge-
geben werden dürfen. Es ist nicht das erste 
Mal, dass die Golfstaaten als Waffenlieferanten und finanzielle Unterstüt-
zer der Terrormiliz „islamischer Staat“ (IS) in Erscheinung getreten sind.

Die Zahl der Einbrüche in Deutschland 
steigt dramatisch an. In den vergangenen 
fünf Jahren hat sie um mehr als 30 Prozent 
zugenommen – zuletzt auf 167.000, ein Plus 
von knapp zehn Prozent zum Vorjahr. So 
hoch war die Zahl der Einbrüche bisher erst 
einmal in den frühen neunziger Jahren nach 
der Öffnung der Grenzen zu Osteuropa. Auch 
im ersten Halbjahr 2016 hat sich die steigen-
de Tendenz fortgesetzt, wie die Landeskri-
minalämter dieser Tage gemeldet haben. Die 
deutschen Versicherungsinsitute sprachen 

bereits von Sachschäden in Höhe von insgesamt 530 Millionen Euro durch 
Einbruchsdiebstähle im vergangen Jahr.

Opfer der EU-Ostöffnung

Waffenlieferanten des IS
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Trotz Islamisten-Attentaten besteht
Merkel auf ihr „Wir schaffen das!“ 
Hunderttausende ungeklärte Identitäten und Kostenexplosion im Asylbereich stellen das in Frage

sen konnten, eine Sysiphus-Arbeit, 
die der Chef der Deutschen Polizei-
gewerkschaft, Rainer Wendt, jetzt 
scharf kritisierte: „Fast alle Syrer, 
die 2015 eingereist sind, haben le-
diglich einen Fragebogen ausge-
füllt, ohne intensive Befragungen.“

Waren zur Jahreswende rund 
500.000 Asylwerber nicht einmal 
erkennungsdienstlich registriert, so 
schätzt das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BaMF) deren 
Zahl auf derzeit 150.000 Personen 
– ohne jedoch garantieren zu kön-
nen, dass die Identitäten der über-
prüften Asylwerber auch echt seien. 

Polizeigewerkschaft gesteht große Probleme bei der Indentitätsüberprüfung 
der Zuwanderer ein, die oftmals nur einen Fragebogen ausfüllen mussten.

Trotz wachsender – auch CDU-interner – Kritik beharrt Merkel auf ihrer Politik der offenen Grenze für „Flüchtlinge“. Inzwischen bestätigen sich die 
Warnungen vor den Gefahren der unkontrollierten Einwanderung, wie die Anschlagsserie in den letzten Tagen blutig gezeigt hat.
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Denn dazu fehlen die Unterlagen 
dieser zumeist vorgeblich aus Syri-
en stammenden Migranten.

Die Kosten explodieren
Verkalkuliert hat man sich in 

Berlin auch bei den Kosten der Ein-
wanderungswelle. Nach Berech-
nungen des Städte- und Gemeinde-
bundes werden 2017 insgesamt 20 
Milliarden Euro nötig sein – sieben 
Milliarden Euro mehr, als bisher 
vorgesehen. Auch das Budget im 
Bereich Innere Sicherheit, also der 
Polizei, muss 2017 nachgebessert 
werden. Die Haushaltsexperten 
des Bundestages errechneten einen 
jährlichen Zusatzaufwand von 1,3 
Milliarden Euro für die benötigten  
20.000 Stellen bei der Polizei.

Teuer wird auch die geplante 
Abschiebung abgewiesener Asyl-
werber: 655 Millionen Euro Mehr-
kosten für die deutschen Steuer-
zahler. 220.000 Personen müssten 
derzeit eigentlich abgeschoben 
werden. Im ersten Halbjahr 2016 
haben jedoch erst 13.000 die Bun-
desrepublik verlassen. Dazu kom-
men allerdings nach Schätzungen 
des Innenministeriums noch min-
destens 370.000 Asylbewerber, de-
ren Anträge in diesem Jahr voraus-
sichtlich abgelehnt werden – und 
die dann ebenfalls ausreisepflichtig 
werden. Schafft das Deutschland?
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Erdogan will Visafreiheit 
von der EU erpressen

Nach dem niedergeschlagenen 
Militärputsch geht die Türkei jetzt 
auch offensiver gegen die EU vor. 
So erklärte Außenminister Mevlüt 
Çavuşoğlu gegenüber der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung“, dass 
die EU bis spätestens Oktober die 
zugesagte Visafreiheit für türkische 
Staatsbürger einführen müsse. An-
dernfalls werde die türkische Re-
gierung das Flüchtlingsabkommen 
mit der Europäischen Union auf-
kündigen: „Wenn es nicht zu einer 
Visaliberalisierung kommt, werden 
wir gezwungen sein, vom Rück-
nahmeabkommen und der Verein-
barung vom 18. März Abstand zu 
nehmen.“

Dass das Abkommen bisher des-
halb nicht umgesetzt werden konn-
te, weil die Türkei bei weitem noch 
nicht alle notwendigen Vorschrif-
ten umsetzen konnte, verschwieg 
Çavuşoğlu. Der strittigste Punkt 
unter den 72 Bedingungen ist die 
Reform der türkischen Anti-Ter-
ror-Gesetze. Deren Änderung hatte 
Staatspräsident Recep Tayyip Er-

doğan bereits bei Vereinbarung des 
Flüchtlingsabkommens als unan-
nehmbar bezeichnet.

Dass diese nicht den Grundsät-
zen der EU entsprächen, konterte 
er vergangenes Wochenende mit 
Kritik an den „demokratischen Ver-
hältnissen“ in Deutschland und Ös-
terreich. Denn die beiden Länder 
würden den dort lebenden Türken 
das Demonstrationsrecht beschnei-
den und ihnen das Tragen der türki-
schen Fahne verbieten, erklärte er 
in einer Fernsehansprache. 

Erdogan droht Brüssel.
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bens diverser Einzelfälle muss end-
gültig vorbei sein. Bei Gewalt- und 
Straftaten gegen unschuldige Zivi-
listen ist mit Toleranz keine Politik 
(mehr) zu machen.

Christian Deutinger, Kematen

Erdogan-Sympathisanten
Jetzt haben wir es also bereits 

so weit gebracht, dass mitten in 
der Nacht Anhänger des Diktators 
Erdogan  schreiend und Fahnen 
schwingend durch unsere Straßen 
ziehen. Es handelt sich hierbei um 
nicht angemeldete Demos. Ich fra-
ge mich daher, warum schreitet 
die Polizei nicht ein und löst diese 
auf? Der türkische Botschafter in 
Österreich versteht nicht, warum 
dies bei unserer Bevölkerung Un-
behagen auslöst und weshalb die 
Österreicher nicht mit den Türken 
gemeinsam für deren Anführer Er-
dogan auf die Straßen gehen, der 
die Menschenrechte missachtet.  

Andreas Gierer, Perg

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
„Kraft der Finsternis“
Der neue Bundeskanzler meint 

also, die einzige Heimatpartei wäre 
die „Kraft der Finsternis“, während 
seine Partei natürlich die „Kräf-
te des Lichts“ innehat. Wenn es 
brauchbar scheint, greift auch die 
SPÖ zur Bibel. Aber trotzdem wer-
den dämliche Sager nicht geschei-
ter. Wenn der neue Parteisoldat an 
der Spitze der SPÖ glaubt, dass es 
genügt, Sprüche zu klopfen und die 
erfolgreichen Freiheitlichen zu de-
nunzieren, dann wird er nach der 
nächsten Wahl genug Zeit haben, 
darüber nachzudenken, ob er das 
mit Licht und Finsternis nicht doch 
irgendwie verwechselt hat. 

Karl Blumauer, Krieglach

Scheinwelt
Als Bürger Europas lebt man in 

einer Endlosschleife. Man hat ein 
Problem und diskutiert darüber. 
Dann legt man es zur Seite, ohne 
es mit einer nachhaltigen Lösung 
abzuschließen, stets in der Hoff-
nung, dass sich die Probleme wie Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

durch ein Wunder von Geisterhand 
von selbst auflösen. Ein wenig spä-
ter liegt das nächste Problem auf 
dem Verhandlungstisch. Österreich 
und Deutschland sind ein Parade-
beispiel dafür. Und jetzt fällt diesen 
links-geprägten Regierungen nichts 
besseres ein, als vor Rechtsparteien 
zu warnen? Das funkioniert auch 
nur noch bei Leuten, die in ihrer ei-
genen Scheinwelt verharren. 

Christian Stafflinger, Linz

Lösung des Asylproblems
Sehr viele Hotelzimmer in der 

Türkei sind frei. Wie wäre es, wenn 
die Asylwerber von unseren Hotels 
in diese übersiedeln würden? Kul-
turell würde das bestens passen – 
alles Muslime, d.h. alle könnten mit 
Burka und Kopftuch herumrennen 
– alles wie zu Hause. Nebenbei wä-
ren die Kosten dort viel günstiger, 
und die Regierung hätte mit diesem 
Schritt wieder mehr Achtung und 
Vertrauen bei den Wählern. Öster-
reich könnte sozusagen wieder ös-
terreichisch werden…

Stephan Pestitschek, Strasshof

Anschlagwelle
Europa wird gerade von einer 

Anschlagsserie heimgesucht. Die 
Ursachen der Flüchtlingskrise in 
die Schuhe zu schieben, wäre zu 
kurzsichtig, jedoch die Verbindung 
dazu nicht zu verleugnen. Die Zei-
ten des Schönredens und Buntfär-
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OÖ: Grillfest der
FPÖ Münzkirchen

Grillfest der FPÖ 
Taufkirchen/Pram

7

7

AUGUST

AUGUST

Sommergespräch 
mit Mario Kunasek11

AUGUST

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 11. August 2016, 
zu ihren „Sommergesprächen“ 
im Gasthaus „Goldener Hirsch“ 
(Hirschstettner Straße 83, 1220 
Wien) mit dem steirischen FPÖ- 
Landesparteiobmann Mario Kuna-
sek. Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ-Ortsgruppe Münzkir-
chen lädt am Sonntag, dem 7. Au-
gust 2016, zu ihrem Sommergrill-
fest bei der Familie Freylinger 
(Ficht 19, 4792 Münzkirchen) ein. 
Beginn: 10.00 Uhr.

Die Innviertler FPÖ-Ortsgrup-
pe Taufkirchen  an der Pram lädt 
am Sonntag, dem 7. August 2016, 
zu einem Grillfest  in der Produk-
tionshalle der Firma Weißhaidinger 
(Pram 11, 4775 Taufkirchen an der 
Pram) ein. Beginn: 10.00 Uhr.

FPÖ-Stammtisch 
auf der Schmelz

Sommergespräch 
mit Hans Tschürtz

17

4

AUGUST

AUGUST

Die FPÖ-Rudolfsheim-Fünfhaus 
lädt am Mittwoch, dem 17. August 
2016, zu ihrem „Somerstammtisch“ 
ins Schutzhaus Zukunft auf der 
Schmelz (verlängerte Guntherstra-
ße, 1150 Wien). Beginn: 18.00 Uhr

Donaustädter „Sommergespräch“ 
im Gasthaus „Goldener Hirsch“ 
(Hirschstettner Straße 83, 1220 
Wien) mit Burgenlands FPÖ-Lan-
deshauptmannstellvertreter Johann 
Tschürtz. Beginn: 19.00 Uhr.

Bürgerstand der 
FPÖ Simmering6

AUGUST

Die FPÖ Simmering lädt am 
Samstag, dem 6. August 2016, zwi-
schen 10.00 und 12.00 Uhr zu ih-
rem „Bürgerstand“ beim EKZ (Sim-
meringer Hauptstr. 96a, 1110 Wien).
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Gesetzwidrige Gagen für rote Genossen
Bereits vielfach wurde vom Ös-

terreichischen Mieterschutzring 
(ÖMR) Wien und der FPÖ auf-
gezeigt, dass der wohnbaugenos-
senschaftliche Gedanke und die 
wohnbaugenossenschaftlichen 
Grundsätze von der SPÖ in Wien 
nachhaltig verletzt und mit Füßen 
getreten werden.

So ist es bezeichnend, dass die 
rote Sozialbau AG und die städti-
sche GESIBA AG in die Rechts-
form einer Aktiengesellschaft um-
gewandelt wurden. „Die SPÖ hat 
es sich gerichtet, dass nicht mehr 
die Generalversammlung aller Ge-
nossenschaftsmitglieder unter an-
derem über die Personen und die 
Gagen der Vorstände entscheidet, 
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Genossen versorgen Genossen 
mit großzügigsten Gehältern.

sondern nur ein erlesener Kreis 
ausgewählter Genossen als Aktio-
näre oder Aktionärsvertreter. Dies 
alles mit tatkräftiger Unterstützung 
durch den zuständigen SPÖ-Wohn-
baustadtrat Michael Ludwig“, kri-
tisiert der Vorstand des Mieter-
schutzrings, der FPÖ-Abgeordnete 
Alfred Wansch.

Der Mieterschutzring Wien for-
dere daher die Rückzahlung der 
gesetzwidrig ausbezahlten Vor-
standsgehälter durch die begüns-
tigten Vorstände und die Rückzah-
lung der ausgeschütteten Gewinne 
durch die Aktionäre von GESIBA 
und Sozialbau zur zweckgemäßen 
Verwendung für sozialen Wohn-
bau, betonte Wansch. 

Sonderausschuss zu den 
Kindergartenskandalen
Schluss mit rücksichtsloser Rot-Grün-Politik gegen Kinder 

„Die missbräuchliche verwen-
dung von sechs Millionen Euro 
konnte nicht von gestern auf heu-
te entstehen. Wo blieb in den letz-
ten Jahren die Kontrolle der verant-
wortlichen Stadträte?“, zeigt sich 
FPÖ-Vizebürgermeister Johann 
Gudenus entsetzt über die „unsäg-
liche Abschiebung der Verantwor-
tung“ durch die rot-grüne Stadtre-
gierung.

Wer trägt Verantwortung?
Daher haben FPÖ und ÖVP ge-

meinsam das Verlangen nach ei-
nem Sonderausschuss eingebracht. 
Dieser müsse nun binnen 14 Tagen 

abgehalten werden, wobei der Aus-
schusstermin innerhalb der nächs-
ten fünf Tage festgesetzt werden 
muss. „Dieser Sonderausschuss 
soll Licht in die Kindergartenskan-
dale der Stadt bringen. Denn an-
hand der Vielzahl der Schlampe-
reien kann man nicht einfach zur 
Tagesordnung übergehen“, betonte 
Gudenus. Diese rücksichtslose Po-
litik auf dem Rücken der Kinder be-
reite den Eltern große Sorgen und 

Nach den Skandalen und dem 
eklatanten Missbrauch von 

Fördergeld bei Kindergärten in 
Wien müssen Konsequenzen ge-
zogen werden. FPÖ und ÖVP 
fordern einen Untersuchungs-
ausschuss zur dieser rot-grünen 
Steuergeldverschwendung.

„Gratis-Kindergarten“ kommt SPÖ-Frauenberger teuer zu stehen. 

stelle sie vor große Probleme, kri-
tisierte der FPÖ-Vizebürgermeis-
ter: „Die zuständige SPÖ-Stadträ-
tin Sonja Frauenberger muss sich 
im Sonderausschuss den Fragen 
nach Islamismus in Kindergärten, 
Förderbetrug und Missbrauch von 
Steuergeldern als logisches Ergeb-
nis jahrelanger Ignoranz, Nachläs-
sigkeit und Realitätsverweigerung 
stellen und ihre Untätigkeit dem 
Landtag gegenüber erklären!“
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Unlängst in einem kleinen Ka-
barett hat der – wie heißen die 
heute? Comedian! – einen Spaß 
gemacht, über den nur ein paar 
Leute gelacht haben. 

Er wird, hat er gesagt, seine 
Frau demnächst am Naschmarkt 
in eine Kiste mit Bananen setzen. 
Denn vielleicht ist ja doch ein 
Skorpion drinnen...

Witzig? Oder grenzdebil?

Aber es gibt auch andere „Co-
medians“. Einer heißt Kern und 
tourte kürzlich mit kernigen Sprü-
cherln durchs Land. So meinte er: 
„Es geht derzeit um eine Ausein-
andersetzung zwischen den Kräf-
ten des Lichts und den Kräften 
der Finsternis.“ Mit den letzten 
hat er, no na, die FPÖ gemeint.

Bibelfest, der Herr Bundes-
kanzler, denn bei Johannes 3,19 
heißt’s: „Das aber ist das Gericht, 
dass das Licht in die Welt gekom-
men ist, und die Menschen liebten 
die Finsternis mehr als das Licht; 
denn ihre Werke waren böse.“

Hat es Herr Kern ernst gemeint, 
hat er mindestens die Hälfte der 
Österreicher als böse bezeichnet 
und schwer beleidigt. War es ein 
Scherz, hat er die Grenze zwi-
schen Spaß und Blödsinn weit 
überschritten.

Nein, ich setz‘ ihn in keine 
Bananenkiste. Ausgerutscht auf 
einer selbergelegten Bananen-
schale und moralisch ziemlich 
zerteppert ist er jetzt sowieso.

Bananen

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Am 23. Juli wur-
de im burgenlän-
dischen Rechnitz 
eine FPÖ-Orts-
gruppe gegründet, 
bei der neben 
der zwanzig-
jährigen Ob-
frau Barbara 
Lipphart auch die Stellvertreter 
Gottfried Tomsits und Thomas 
Karacsony gewählt wurden. „Wir 
wollen allen eine politische Heimat 
geben, die mit der derzeitigen Poli-
tik unzufrieden sind“, so Lipphart. 

Als „eine Politik der Schande, 
die allein die ÖVP zu verantworten 
hat“, bezeichnet Klubobmann Gott-
fried Waldhäusl den Ausnahmezu-
stand von niederösterreichischen 
Familien. 19,2 Prozent davon sind 
armutsgefährdet und haben mo-
natlich weniger als 977 Euro zur 
Verfügung. Die FPÖ fordert daher 
die Umsetzung eines „Zwei-Säu-
len-Unterstützungspakets“. Dabei 
sollen die Erziehungsberechtigten 
ein monatliches Kinderbetreuungs-
geld von 838 Euro für sechs Jah-
re und einen „Familienscheck“ im 
Wert von 1.000 Euro erhalten.

Familienfeindliche ÖVP

VORARLBERG

BURGENLAND

Junge Ortsobfrau

Einer schriftlichen Anfrage sei-
tens der Freiheitlichen an den Fi-
nanzminister zufolge wurden im 
Ländle im Jahr 2015 rund 430 
Strafanträge durch die Finanzpo-
lizei eingebracht. Davon gab es 
210 Strafanträge aufgrund illegaler 
Beschäftigung von Drittstaatsange-
hörigen. Weiters wurden rund 684 
ausländische Personen, die mut-
maßlich illegal tätig sind, festge-
stellt. „Die FPÖ hat bereits mehr-
mals gefordert, dass der heimische 
Arbeitsmarkt und mit ihm die hei-
mische Wirtschaft, die sich an die 
Gesetze hält, geschützt gehören. 
Es ist endlich an der Zeit, dass hier 
gehandelt wird. In diesem Bereich 
darf der Sparstift nicht zur Anwen-
dung kommen. Die Aufstockung 
der Finanzpolizei in Vorarlberg 
wäre daher ein Schritt in die rich-
tige Richtung“, fordert FPÖ-Bun-
desrat Christoph Längle.

684 illegal Beschäftigte

Das touristische Angebot im 
Burgenland lockt immer mehr Gäs-
te an: Insgesamt 451.470 Gäste 
wurden heuer in den ersten sechs 
Monaten gezählt, was einer Stei-
gerung von 9,5 Prozent entspricht. 
Der Juni gestaltete sich aufgrund 
der Feiertagsverschiebung schwie-
riger. Dies spiegelte sich auch in 
den Nächtigungen wider. „Die 
Gemeinden, die die Feiertagsver-
schiebung in ihrem Angebot be-
rücksichtigt haben, konnten auch 
im Juni ein Plus einfahren. Die-
se Einflüsse müssen zukünftig be-
rücksichtigt werden“, so FPÖ-Lan-
desrat Alexander Petschnig. 

Alexander Petschnig

BURGENLAND

Tourismuszahlen 
auf Rekordwert

Barbara Lipphart

NIEDERÖSTERREICH

SALZBURG
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Die Salzburger Freiheitlichen 
wollen aufgrund der zuneh-

menden Kriminalität die Spar-
maßnahmen der Regierung im 
Sicherheitsbereich verhindern.

 „Angesichts der auch in Salz-
burg steigenden Unsicherheitsla-
ge ist die Vollzeitbesetzung von 
unbesetzten Planstellen, derer es 
in Salzburg mit Stichtag 1. Febru-
ar 33 gibt, ein Gebot der Stunde. 
Sowohl der Salzburger Bevölke-
rung als auch der Exekutive wäre 
angesichts des hohen Arbeitspens-
ums und der steigenden Kriminali-
tät geholfen – und das nicht nur zur 
Festspielzeit!“, fordert FPÖ-Lan-
desparteiobfrau Marlene Svazek 
im Zuge der jüngsten Gewalttaten 
in Salzburg.

Sicherheit hat Vorrang!
Besonders wichtig sei vor allem, 

dass die von der Landesregierung 
geführte Sparpolitik im Sicher-

heitsbereich verhindert und mehr 
Investitionen in die Sicherheit 
der Bevölkerung getätigt werden. 
Diesbezüglich sei auch die Politik 
gefragt, ihr Bestmöglichstes beizu-
tragen. „Ich erwarte, dass die bei-
den Syrer, die einen Mann in der 

Stadt Salzburg kaltblütig ermordet 
haben, Österreich umgehend ver-
lassen müssen. Solche Menschen 
haben jegliches Recht auf Schutz 
und Hilfe hier verwirkt“, fordert 
Svazek ein härteres Vorgehen ge-
gen kriminelle Asylwerber. 

FPÖ fordert Vollzeitbesetzung von 
unbesetzten Polizeiplanstellen
Steigende Gewalttaten in Salzburg verlangen mehr Exekutive

FPÖ-Landesparteiobmann Ger-
not Darmann übte Kritik an den ho-
hen Jubiläumsgeldern der Kärntner 
Gebietskrankenkasse: „Es ist ein 
fatales Signal, wenn ausgerechnet 
die GKK Kärnten jene Sozialversi-
cherung in Österreich ist, welche an 
die eigenen Mitarbeiter die höchs-
ten Jubiläumsgelder auszahlt: Im 

Jahr 2015 waren es durchschnitt-
lich 8.716 Euro pro Kopf und da-
mit um 40 Prozent mehr als bei 
der steirischen GKK. Die Kärntner 
GKK als vergleichsweise ,ärms-
te‘ Krankenkasse Österreichs mit 
hohen jährlichen Abgängen soll-
te sich diesen Luxus nicht leisten, 
während sie gleichzeitig bei den 
Leistungen für die Versicherten 
spart und die österreichweit ge-
ringste Anzahl an Vertragsärzten 
hat“, so Darmann nach Bekannt-
werden der Zahlen aufgrund einer 
parlamentarischen Anfrage.

Fraglich sei, wie SPÖ und ÖVP 
dieser Unmäßigkeit zustimmen 
konnten. Darmann erinnerte, dass 
der Rechnungshof die Kasse bei 
der letzten Prüfung massiv gerügt 
und die ungewöhnlich hohe Zahl 
von Frühpensionierungen bemän-
gelt hatte. „Wenn es um die Ge-
sundheit der Menschen geht, spart 
die GKK, aber wenn sie ihre eige-
nen Leute bedient, ist sie großzü-
gig“, stellt Darmann fest.

Gernot Darmann sorgt sich um 
die Gesundheit der Bürger.

Sparkurs bei Versicherten
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FPÖ fordert mehr Polizeiplanstellen für mehr Sicherheit in Salzburg.
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Die Steiermark wurde zum 
Paradies für Islamisten
Freiheitliche verlangen härteres Vorgehen von Behörden und Justiz 

Ein Experte der Landespolizeidi-
rektion Steiermark erklärte im Mai 
2016 gegenüber der „Kleinen Zei-
tung“, wie dramatisch die Situation 
in der Grünen Mark ist: „Die Lage 
ist bedrohlich: Der Islamismus fin-
det immer mehr Zulauf. Er nimmt 
bei uns bereits gefährliche Formen 
an. Von den 16 Moscheen in Graz 
müssen wir acht als radikal einstu-
fen. Zudem radikalisieren Religi-

onslehrer in den Schulen, und ver-
schleierte Mädchen traktieren ihre 
nicht verschleierten Mitschülerin-
nen.“

Verbindung zu Terroristen
Bereits an die 400 männliche Sa-

lafisten sollen allen im Großraum 
Graz leben. „Viele von ihnen haben 
ihren Job aufgegeben, um sich ganz 
der Islamisierung unserer Gesell-
schaft widmen zu können“, warnte 
der Polizeiexperte. Zudem konnten 
immer wieder Querverbindungen 
zwischen Terroristen im Ausland 
und gewaltbereiten Gruppen in 
der Steiermark festgestellt werden. 

Mario Kunasek, Landespar-
teiobmann der FPÖ Stei-

ermark, warnt vor der voran-
schreitenden Islamisierung und 
verlangt Gegenmaßnahmen.

Die FPÖ Steiermark brachte da-
her im Landtag mehrere Entschlie-
ßungsanträge ein und forderte die 
rot-schwarze Landesregierung zum 
Handeln auf. „Wir verlangen die 
Streichung von freiwilligen So-
zialleistungen für Dschihadisten, 
Rückkehrer und verurteilte Isla-
misten sowie die Aufstockung der 
Exekutive, den Schutz kritischer 
Infrastruktur, einen jährlichen Is-
lamismusbericht, die gesetzliche 
Verankerung eines Bauverbotes für 
Minarette und die Untersagung von 
radikal-islamischen Veranstaltun-
gen“, erklärte dazu FPÖ-Landes-
parteichef Mario Kunasek.
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Die Polizei schlägt immer wie-
der Alarm: Der Islamismus brei-
tet sich rasant in der Steiermark 
aus. Salafisten, Dschihadisten 
und die Muslimbruderschaft ha-
ben sich bei uns eingenistet.

Dieses Problem schwelt schon 
seit langer Zeit vor sich hin: Der 
Verfassungsschutz stuft die Hälf-
te aller Grazer Moscheen als fun-
damentalistisch ein. Die meisten 
der mehr als 200 aus Österreich 
stammenden Kämpfer der Terror-
miliz IS wurden im Umfeld von 
Moscheen radikalisiert.

Bosnische Muslime schwenken 
am Grazer Hauptplatz die Fahne 
der Terrormiliz „IS“. Radikal-is-
lamische Salafisten verteilen Pro-
pagandamaterial in Krankenhäu-
sern und drängen Patienten, zum 
Islam zu konvertieren. Die Finan-
zierung der Grazer Großmoschee 
erfolgte durch einen Geldgeber 
aus den Vereinigten Arabischen 
Emiraten – einem Land, in dem 
die Scharia gilt, Homosexuellen 
die Todesstrafe droht und Gewalt 
gegen Frauen geduldet wird.

SPÖ und ÖVP haben trotz all 
dieser Alarmsignale zugelassen, 
dass sich eine extremistische 
islamische Parallelgesellschaft 
entwickelte. Rot und Schwarz 
sind hauptverantwortlich für die 
unkontrollierte Massenzuwande-
rung und die systematische Un-
terwanderung unseres Wertesys-
tems durch radikale Strömungen.

Die Großrazzia gegen Dschiha-
disten in Graz im Jahr 2014, die 
Warnungen des steirischen Si-
cherheitsdirektors vor diesen isla-
mistischen Strömungen, radikale 
Islam-Lehrer an steirischen Schu-
len und zahlreiche „Neo-Steirer“ 
im Heiligen Krieg verlangen ein 
entschlosseneres Vorgehen der 
Politik gegen diese Gefahr!

„Heimische“ Islamisten

Mario Kunasek
FPÖ-Landesparteiobmann Steiermark
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Die FPÖ übt scharfe Kritik an 
der Sozialpolitik der SPÖ in Ober-
österreich. Besonders das Pro-
jekt „Sozial-Ressort 2021+“ von 
SPÖ-Soziallandesrätin Birgit Ger-
storfer ist ihr ein Dorn im Auge. Ab 
Mitte September soll der künftige 
Leiter der Sozialabteilung, Micha-
el Slapnicka, gemeinsam mit Ver-
tretern jener Organisationen und 
Vereine, die Leistungen im Sozi-
albereich erbringen, eben diese auf 
Effizienz und mögliche Sparpoten-
ziale durchleuchten. Für FPÖ-Lan-
desparteiobmann Manfred Haim-

buchner ist die Evaluierung des 
Projektes, bei dem sich Betroffene 
selbst überprüfen sollen, zu wenig.

Die laufenden Ausgaben im 
Sozialressort müssten gesenkt 
werden, um Beschäftigungs- und 
Wohnplätze für tausende Menschen 
mit Beeinträchtigung schaffen zu 
können. „Zehn Millionen Euro an 
Einsparungen sind möglich. Dazu 
müsste aber die SPÖ endlich ihre 
soziale Traumwelt mit der unver-
antwortlichen Schuldenpolitik ver-
lassen“, mahnte Haimbuchner ein 
Umdenken ein.

Ende der Schuldenpolitik
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Haimbuchner fordert Ende der 
„Schuldenpolitik der SPÖ“.

Unter den Augen von ÖVP und SPÖ hat sich der Islamismus in der Steiermark etabliert.
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tungsmit-
a r b e i t e r. 
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Berl spricht gegenüber 
„Heute“ von mindestens zehn tät-
lichen Angriffen pro Tag. FPÖ-Vi-
zebürgermeister Johann Gudenus 
kündigt einen Antrag im Gemein-
derat an, Notärzte und Sanitäter mit 
Stichschutzwesten auszustatten.

Anerkennung für 
das freiheit-
liche Me-
dienangebot 
im „Kurier“: 
Anlässlich der 
erfolgreichen 
E i n f ü h r u n g 
des Whats-
App-Service sagt der Kampagne-
nexperte Josef Barth: „WhatsApp 

k u r i e r . a t
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VON BERNHARD GAUL

UND JOHANNA HAGER

Facebook & Co.
DieFPÖwillmit
WhatsApp-Abosdie
Vormachtstellung
in sozialenNetzen
ausbauen.

Keine Partei dringt so breit

in neue Medien ein wie die

FPÖ.AmWochenendestarte-

ten die Blauen als erste Par-

tei einen eigenenWhatsApp-

Kanal:Wersichanmeldet,be-

kommtdie „wichtigstenNeu-

igkeitenvonHCStrache,Nor-

bert Hofer und der gesamten

FPÖ sekundenschnell“ auf

sein Handy. Mehr als 3100

Anmeldungen in nicht ein-

mal 24 Stunden, jubelt der

FPÖ-Pressedienst über den

Start.
Das mag sich nicht nach

vielen Fans anhören, clever

ist es dennoch. Josef Barth,

Kampagnenberater von Pick

& Barth erklärt: „Die Frage

ist doch eher,warumdas alle

Blauen buhlen mit Handy-News um

Wähler, Streit um offene Hetze

Früherer FPÖ-Vizekanzler Gorbach
fordert

rund 11.000 Euro Frühpension vo
m Land

Da nämlich berichteten

dieVorarlberger Nachrichten,

dassderam27. Juli genau60

Jahrealt gewordeneFrastan-

zer eine satte Pensionszah-

lung vom Land fordert. Be-

reits im Jänner sandte Gor-

bach über seinen Anwalt ei-
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nicht so gut wie mit einer

Nachricht auf dem Handy.

Menschen, die sagen, dass sie

mit Kurznachrichten gestört

werden wollen? Das müssen

dieanderenParteienerstein-

mal zusammenbringen“, er-

klärt der Experte.
Überdies sei es ein Kanal,

über den man gewöhnlich

nurmit engen Freunden und

der Familien kommuniziert,

damithabemaneinenvieldi-

rekteren und emotionaleren

Zugang in die engsten Netz-

werke derMenschen.

NeueWählergruppen
Für Spitzenpolitiker und Par-

teistrategen stellt sich jeden

Tag aufs Neue die Frage, wie

man seineWähler informiert

und neue Wählergruppen

für sich gewinnen kann. Be-

sonders die Jungen gilt es zu

erreichen, jedes Jahrwerden

rund 70.000 Jugendliche zu

Jungwählern.
KlassischeMedien – etwa

Fernsehen – werden von ih-

nen immer seltener genutzt

– das Durchschnittsalter der
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ZiB-Seher liegt bei weit über

60 Jahren.
Tatsächlichschafftesder-

zeit keine Partei so gut, in

die neuen Mediensphären

einzudringen, wie die FPÖ.

Dreh- und Angelpunkt ist

der Facebook-Account von

Parteichef Strache. Dort hat

er mehr als 385.000 „Fans“.

Meldungen oder Kommenta-

re,dieStracheundseingroßes

Medienteam hier verbreiten

und die von den „Fans“ geteilt

werden, erreichen in kürzes-

ter Zeit über eine Millionen

Menschen. Zum Vergleich:

Bundeskanzler Christian

Kern hat gerade einmal

65.000Facebook-Freunde.

Weil die klassischen Me-

dien selten das Weltbild von

Strache und seinen Mitstrei-

tern widerspiegeln, starten

Freiheitliche zudem neue In-

ternetportale, die nur sie

selbst bespielen.
Berüchtigt ist etwa die

Seite unzensuriert.at, wo Ge-

schichten wie „Merkels Hän-

de sind blutbefleckt“ oder

„Asylanten in Freibad außer

RandundBand“offeneHetze

betreiben.
Das startet nun auch auf

Landesebene: In Oberöster-

reich hetzt die neue Zeitung

wochenblick.atmitGeschich-

ten mit betont martialischer

Aufmachung wie „Häupl fei-

ertRamadanmitMuslimbru-

derschaft-Freunden!“.
Die FPÖ ist nicht nur do-

minanter Werbekunde, weil

das Blatt der FPÖ „weltan-

schaulich nahe“ stehe, wie

der Ring Freiheitlicher Ju-

gendOÖerklärt.
Wie das Magazin profil

berichtet, sind oder waren

gleich mehrere Mitarbeiter

beiderFPÖaktiv.UndmitJo-

hannes Schüller schreibt ei-

nerderGründerderrechtsex-

tremen Identitären Bewe-

gung in Deutschland. Der

rief in einem seiner Texte

kürzlich dazu auf, sich nicht

vom „Nazivorwurf“ zu dis-

tanzieren, denn nur wer

„selbstbewusst für Deutsch-

land“ einstehe, gewinne „in

den eigenen Kreisen an Ach-

tungundRespekt“.

Josef Barth

Kampagnenexperte Pick & Barth

„WhatsApp ist ein
Kanal, der die

Menschen direkt
erreicht, man hat

volle Aufmerksamkeit.“

anderen Parteien nicht ma-

chen“, sagter imKURIER-Ge-

spräch. „Erstens steht der

sehr geringe Aufwand, so ei-

nen Kanal zu betreiben, in

keiner Relation zur großen

Wirkung. 3100 Anmeldun-

gensindbereitsjetztum3100

mehr, als alle anderenPartei-

en aufWhatsApphaben. “
Auch Strache, auf Face-

book einsamer Spitzenreiter

unter Österreichs Politikern,

habeeinstmiteinemeinzigen

„Fan“ begonnen.
Viel wichtiger sei, dass

„WhatsApp“ ein Kanal für

Kurznachrichten sei, der die

Menschen direkt erreicht.

„Mit einem eMail oder einer

Facebook-Nachricht erreicht

man die Menschen lange

Ansteck-Button für Europäer i
n U.S.A

PAMMESBERGER

GERT KORENTSCHNIG

Leitartikel

Empört euch?
Bildet euch!
Es gäbe eine Medizin gegen die

Vertrumpisierung der

Welt. Sogar ohne unerwünscht
e Nebenwirkungen.

Bei den Salzburger Festspielen hat an diesem

Sonntag „Die Liebe der Danae“ von Richard

Strauss Premiere.Darin geht es umeinen antiken

StoffrundumJupiterunddensagenhaftenM
idas.

Die tiefere Bedeutung der Op
er, deren geplante Urauf-

führung 1944 nach dem Attentat auf Hitler abgesagt

wurde, besteht jedoch in der Angst des Komponisten

(der selbst in einer Art Weltflucht lange Zeit die Augen

verschloss) vor dem endgültigen Untergang einer

Epoche,vordemEndejenesEuropa,andasersi
chklam-

merte, vordemAbschiedvomBildungsbürgertum.

Kommtunsdasbekannt vor?Befinde
nwiruns auch

in einer Zeitenwendemit ungewissemAusgang? Droht

wieder der Verlust vieler unsere
rWerte? Um diese Fra-

gen zu bejahen, mussman keiner jener Esoteriker sein,

die aktuelle Entwicklungenmit einer Sternenkonstella-

tionbegründen,wiees siezuletzt zurNS-Zeitgab
.

MutmaßlicheNachkommenderAufklärungsindbe-

reit, jemandenwie Trump zumPräsidenten zuwählen.

Ein Mutterland der Demokratie entschloss sich allen

Ernstes,ausderEUauszubrechen.Aufderanderen
Seite

des Spektrums kann man in einem Land, das sich seit

LangemumBeitrittbemüht,AuswüchsevonAutokratie

studieren.BeiunserenNachba
rnwiederumistdieStim-

mungsogekippt,dassdieKanzle
rin,dervieleschonden

Nobelpreisgegönnthätten,zur
Buhfrauwurde.Aberauch

inÖsterreichwirdgezündelt,dasseskeineFreu
de ist.

Gut/Böse, Schwarz/Weiß

DieMechanismensindinvielenFällenähnlich
:Politiker

agieren verantwortungslos und suggerieren den Men-

schen die Vorzüge von Egoismus; zahlreiche Medien

machenquotengierigmit,operierenmitbilligenSchlag-

zeilen stattmit komplexen Analysen; und vieleWähler,

SeherundLeser verlangen ind
ieser aufgeheiztenSitua-

tion rasche Antworten. Es gibt nur noch Gut/Böse,

Schwarz/Weiß, ein Heute ohne Morgen. Simplifizie-

rungen, verbunden mit Vorurteilen und Ausgrenzung,

habenschonmancheRegimeandieMachtgespült.

HinteralldemstecktheuteeinGrundübel:ek
latante

Versäumnisse imBildungsbereichüber Jahrzeh
nte hin-

weg. Darauf hat etwa jüngst der Dirigent FranzWelser-

Möst im KURIER hingewiesen. Und auchMinister Tho-

mas Drozda betonte bei der Salzburger Festspieler
öff-

nungdiezentraleBedeutungv
onBildungundKultur.

JeneKonsumenten,dieheuteprimärUsersind,wol-

lenlieberschnelleLikesstattfu
ndierterAuseinanderset-

zung. Grenzen auf oder Grenz
en zu, Daumen rauf oder

runter – das zählt statt ein Blick zur Wissenschaft oder

zurück in die Geschichte. Zuletzt war der islamische

Religionsphilosoph Ahmad Milad Karimi in der Ö 1-

Sendung „ImGespräch“ zu hören. Und er er
klärte, dass

Lessings „Nathan der Weise“ zutiefst islamisch geprägt

sei und auf demKoran-Zitat „Wetteifert in gutenTaten“

basiere.DassGoethedie114.S
uredesKoran(einPlädo-

yer für Gott und gegen die Einflüsterer) selbst auf Ar
a-

bisch niederschrieb. Oder dass Auf
klärung und Islam

bezüglich Gelehrsamkeit nicht zwingend ein Wider-

spruchsei.Aberwerwill soetwasheute schonwissen?

gert.korentschnig@kurier.at

Altersvorsorge. Frühereinmal,

unter der FPÖ-ÖVP-Regie-

rung, war er stellvertretender

FPÖ-Chef, Vizekanzler der

Republik und Infrastruktur-

minister.Zuletzt ist eseher ru-

higgewordenumHubertGor-

bach–bisSamstag.

nenBrief ans Land, in demer

eine Pensionbeantragt – und

zwar rückwirkendab2013.

Gorbach war sowohl als

Abgeordneter als auch als

Landesrat und Landesstatt-

halter tätig,eheer indieBun-

despolitikabwanderte.
Bei der Pension geht es

lautVNumeinMonatsbrutto

von knapp 11.000Euro, jetzt

ist allerdings der Landesver-

waltungsgerichtshofamBall.

Denn das Land wies Gor-

bachs Wunsch bereits zu-

rück. Wie jeder andere sei

auchderEx-Politiker erstmit

65 pensionsberechtigt, be-

schieden die Juristen des

Landes. Gorbach könne frü-

hestens 2018 eine Pension

beziehen – und auch dann

nur mit Abschlägen von 13

Prozent.

WER IN DEN SOZIALEN MEDIEN DAS SAGEN HAT

Grafik: Sulzer

Quelle: Facebook, Instagram, YouTube

Facebook

Strache
Hofer

Van der Bellen

Kern*

Kurz

FPÖ TV

Die Grünen

ÖVP

SPÖ

Hofer

Kurz

Van der Bellen

Haimbuchner

Kern

Instagram
YouTube

*Bundeskanzleramt

Stand: 29. Juli 2016

Anzahl „gefällt mir“
Abonnenten

Abonnenten

386.151
16.900

15.839

15.700
258.449

256.088
184.485

6207

3988

649

4791715

65.833

64.261
Instagram ist eine Art Blog zum

Teilen von Fotos und Videos.
YouTube ist die mit Abstand

größte Videoplattform im Internet.

Es ist Zeit, sagt
Hubert Gor-
bach: Mit 60
will der EX-
FPÖ-Vize-
kanzler eine
Pension. Zu
früh, sagen die
Juristen –
Gorbach muss
bis 65 warten

Wenn der FPÖ-
Mann zwei Mal
klingelt: FPÖ-
Chef Strache
schreibt auch
während der
Sitzungen im
Parlament

auf Facebook
und verschickt
nun auch SMS

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoehoeferl - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Feuerwehr-Einsatz bei der Hofburg

Sprengstoff-Verdacht vor 

der Präsidenten-Kanzlei

Terror-Angst am Heldenplatz (City): Passan-

ten fanden Montag eine herrenlose Tasche. 

Feuerwehr und Polizei (re.) rückten aus und 

untersuchten sie: zum Glück kein Spreng-

stoff, jemand hatte die Tasche vergessen. 

Nachdem die Stadt Wien alle 

Gerichtsverfahren für sich ent-

schieden hat, wurde der Copa-

Beach heuer nochmals erwei-

tert – ganze 5.000 m² Fläche 

können diesen Som-

mer genutzt wer-

den. Die beiden neu-

en Lokale, welche die 

Stadt mit Direktpächtern errich-

tet hat, sind seit letztem Som-

mer in Betrieb. Zum schon be-

kannten Fuera „Beach house“ 

gesellen sich heuer „Figar geht 

baden“ und Chiringuito so-

wie Foodtrucks mit modernem 

Gastro-Angebot. Dazu gibt 

es Duschmöglichkeiten und 

WCs für die Badegäste. Das 

Sportangebot wurde erweitert, 

so kann man sich im „Stand-up 

Paddling“, Yoga oder Beach-

Workout versuchen.

 Es gibt Gratis-W-LAN und je-

de Menge Freiflächen, an de-

nen nicht konsumiert werden 

muss, sondern einfach nur ge-

chillt werden kann.  

Erreichbar ist der CopaBeach 

bequem mit der U1 (Station 

Donauinsel) oder auch mit dem 

Fahrrad.
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ENTGELTLICHE EINSCHALTUNG 
www.donauinsel.wien.at

Wer Urlaubsfeeling sucht, braucht nicht weit zu reisen. Am neu ge-

stalteten CopaBeach an der Neuen Donau gibt es alles, was das 

Herz begehrt: Liegestühle, Sand, Sonnenschirme, Holzdecks, Food-

trucks und mediterrane Pflanzen. Und das alles zum Null-Tarif!

Auf vielen Freiflächen kann gechillt werden, ohne konsumieren zu müssen.

Urlaubsfeeling am CopaBeach 

zum Null-Tarif!

Südländisches Urlaubsfl air 

mitten in Wien genießen

Ging hier eine Pokémon-Jagd schief?

Die Feuer-
wehr als Ret-
ter in der Not.

Die Hemmschwelle, Gewalt 

gegen Rettungssanitäter einzu-

setzen, sinkt dramatisch. AUF-

Personalvertreter Thomas Berl 

spricht von über zehn An-

griffen pro Tag. Immer öfter 

käme es auch zu Messeratta-

cken, die Sanitäter seien 

schutzlos. „Sollen wir 

im Ernstfall weglau-
fen?“, fragt Berl. 

Die Berufsrettung setzt auf 

Deeskalation bzw. Hilfe der Po-

lizei. Das reicht der FPÖ nicht: 

„Wir beantragen am 29.  9. im 

Gemeinderat, Sanitäter und 

Notärzte mit Stichschutz-

westen auszustatten, damit 

sie besser geschützt sind“, so 

Vize-Stadtchef Johann 
Gudenus (FPÖ) zu 
„Heute“. CK

Über zehn Angriffe täglich: FPÖ fordert

Schutzwesten für Sanis!

In Deutschland sind Schutzwesten für 

Sanis in vielen Städten bereits üblich.
Der Streifenwa-
gen blieb auf den 

Stufen hängen.

setzen, sinkt dramatisch. AUF-

Personalvertreter Thomas Berl 

spricht von über zehn An-

griffen pro Tag. Immer öfter 

käme es auch zu Messeratta-

cken, die Sanitäter seien 

schutzlos. „Sollen wir 

im Ernstfall weglau-

lizei. Das reicht der FPÖ nicht: 

„Wir beantragen am 29.  9. im 

Gemeinderat, Sanitäter und 

Notärzte mit Stichschutz-

westen auszustatten, damit 

sie besser geschützt sind“, so 

Vize-Stadtchef Johann 
Gudenus (FPÖ) zu 
„Heute“Gudenus (FPÖ)

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoehoeferl - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Medien

GEZWITSCHER

ist ein Kanal, der die Men-
schen direkt erreicht, man 

hat volle Auf-
merksamkeit.“ 
Mittels Grafik 
zeigt der „Ku-
rier“, dass die 
FPÖ sowohl auf Face-
book als auch auf In-
stagram und YouTube 
die Nase weit vorne hat.

In Wien sorgen sich die Freiheit-
lichen um die Sicherheit der Ret-

FPÖ IN DEN MEDIEN

Ex-Kanzler Faymann landete 
wegen seiner Inseratentätig-

keit vor einem U-Ausschuss und 
beinahe vor Gericht. Sein Nach-
folger hat daraus nichts gelernt.

FPÖ-Mediensprecher Herbert 
Kickl machte auf eine dreiseitige 
Einschaltung zu Christian Kerns 
Lieblingsthema „Start-ups“ im 
Gratisblatt „Heute“ aufmerksam. 
„Die Strecke ist trotz Abbildung 
zahlreicher Sponsoren und deren 
Firmenlogos nicht als Werbung 
gekennzeichnet“, kritisiert Kickl. 
Durch die Art der Aufmachung als 
redaktioneller Bericht werde of-
fensichtlich versucht, das Medien-
transparenzgesetz zu umgehen, das 
ein Ablichten von Politikern in Ver-
bindung mit dafür zahlenden kon-
kreten Rechtsträgern verbiete.

Firma von Kerns Frau an Bord
Die abgebildeten Logos gehö-

ren der ÖBB, dem Wirtschafts-
ministerium, dem AMS und der 
Wiener Städtischen. Auch die Fir-
ma „The Blue Minds Company“ 
ist dabei. Miteigentümerin ist nie-
mand geringer als die Ehefrau des 
Bundeskanzlers, Eveline Steinber-
ger-Kern. Auf der Folgeseite finden 

„Inserator 2“ – Kanzler Kern 
macht weiter wie sein Vorgänger
Nicht gekennzeichnete Werbung in „Heute“ mit Kern und Freunden

sich Interviews mit Kern und Vize 
Mitterlehner - samt Fotos.

Laut Kickl zeige sich, dass Kern 
die „Inseratenpolitik“ seines Vor-
gängers nahtlos fortsetze. „Von ei-
nem ‚New Deal‘ kann keine Rede 
sein. Der alte Kuhhandel mit man-
chen Medien lautet vielmehr: Ich 
verschaffe euch Einnahmen, und 
ihr berichtet freundlich über mich.“
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Der Musiker Andreas Gabalier 
hielt sich bei seinem Konzert in 
München vor 70.000 Besuchern 
nicht mit Kritik an Angela Merkels 
„Willkommenspolitik“ zurück.  

GEFÄLLT MIR

GEFÄLLT MIR
Aufgrund unverantwortlicher 
Politiker!

HC Strache
01.08.2016

5.667 Personen gefällt das.

„Heute“ setzt den Kanzler in Szene, die „Freunde“ bezahlen.

Es ist nicht schlimm an etwas 
zu scheitern, es zu vertuschen 
schon. #Merkel

Recht des Bürgers auf Sicher-
heit, Freiheit, Schutz des Lebens 
darf weder durch d. Recht auf 
#Asyl noch d. #Religionsfreiheit 
bedroht werden.

Ali Utlu
@AliCologne

Meindl
@Johann_1767

28.07.16 08:50

25.07.16 01:03

Selbs Migranten lehnen die von 
Angela Merkel ausgegebene Will-
kommenskultur des „Wir schaffen 
das!“ ab, weil sie die Folgen sehen 
und zu spüren bekommen.

Die verfassungsmäßigen Rechte 
der Staatsbürger sollten eigentlich 
über den Verpflichtungen aus inter-
nationalen Abkommen stehen.

WHATSAPP
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Zwei Höhepunkte der Festspiele in Bregenz und im Tiroler Erl liefert der ORF frei Haus

Giulio Boschetti glänzte als „Wil-
helm Tell“ im Tiroler Erl.

„Wilhelm Tell“ in Tirol
Etwas weiter westlich – bei den 

Tiroler Festspielen in Erl – konnte 
man Rossinis letzte Oper „Wilhelm 
Tell“, die der Komponist mit 37 
Jahren verfasste, um sich danach 
nur den Genüssen des Lebens zu 
widmen, genießen.

Intendant, Dirigent und Regis-
seur Gustav Kuhn hat sich damit 
selbst ein Geschenk bereitet, zu-
mal ihm – neben Richard Wagner 

– auch die italienische Oper am 
Herzen liegt. Die mit Emil Brei-
sach zusammen erstellte TV-Fas-
sung setzte einen Meilenstein in 
der Musiktheater-Übertragung. 
Herausragend Giulio Boschetti in 
der Titelrolle, Anna Princeva als 
Mathilde und Ferdinand von Both-
mer als Arnold, einer gefürchteten 
Tenorpartie. Das Publikum war 
hingerissen.

                                             Wise

Hamlet (Pavel Cernoch), Gertrude (Dsahmilja Kaiser) und sein Vater 
der Geist (Gianluca Buratto) in der umjubelten Aufführung.

Festivals „gastieren“ in heimischen Wohnzimmern

Im laufenden Festspielsommer 
muß man nicht unbedingt Eintritts-
karten für diverse Veranstaltungen 
im Inland haben, zumal man via 
Fernsehen mehr oder weniger ei-
nen Querschnitt durch das Schaf-
fen österreichischer Festivals ins 
Haus geliefert bekommt.

Der Reigen wurde mit der Über-
tragung der Oper „Amleto“ von den 
Bregenzer Festspielen eröffnet. Mit 
„Amleto“ ist natürlich „Hamlet“ 
gemeint und zwar der, den Franco 
Faccio komponierte, ein Zeitgenos-
se Verdis, der immerhin die Urauf-
führung von dessen vorletzter Oper 
„Otello“ dirigierte.

Bregenz ist erst der vierte Auf-
führungsort dieses Werks, und dem 
Erfolg nach zu urteilen wird es nicht 
der letzte gewesen sein. Zur Fest-
spieleröffnung brachte Regisseur 
Olivier Tambosi eine überzeugende 
Inszenierung heraus, in der vor allen 
der grandiose tschechische Tenor 
Pavel Cernoch in der Titelrolle bril-
lierte. In groß angelegten Bühnen-
bildern von Frank Philipp Schlöß-
mann und in passenden Kostümen 
von Gesine Völlm lief das Drama 
in Sinne Shakespeares glaubwür-
dig ab. Der Prager Philharmonische 
Chor, die Wiener Symphoniker und 
alle anderen Beteiligten glänzten 
unter dem engagierten Dirigenten 
Paolo Carignani. Jubel und Ovatio-
nen waren der Dank.
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SCHULE HEUTE -
zwischen Privileg und Volksverdummung

Mit Ihrer Bestellung erklären Sie sich einverstanden, künftig über Aktivitäten und Neuerscheinungen der FPÖ und des 
FPÖ-Bildungsinstitutes informiert zu werden.

GRATIS zu beziehen über das FPÖ-Bildungsinstitut:  
Telefonisch unter 01/512 35 35-36 oder per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at  

Das FPÖ-Bildungsinstitut widmete sich dem Thema der Bildungsmisere im Rah-
men einer Podiumsdiskussion mit den Bildungsexperten, dem FPÖ-Bildungsspre-
cher, Abg. z. NR Dr. Rosenkranz, dem Präsidenten des Deutschen Lehrerverbandes, 
OStD Kraus, dem Präsidenten des Stadtschulrats für Wien a.D., Dr. Scholz, und 
dem neuen FPÖ-Bildungssprecher im Wiener Landtag und Gemeinderat, LAbg. 
Krauss.

Über das Für und Wider der Einführung der Gesamtschule bzw. Neuen Mittel-
schule, der Demontage der Hauptschule, der PISA-Tests und Schulversuche so-
wie über die bildungspolitischen Realitäten im Schulbereich wurde ausführlich 
debattiert.

Zentrales Thema war, ob wir in Österreich nicht Gefahr laufen, dass eine gute Bil-
dung in Zukunft aufgrund mangelnder Reformen, aber auch gerade wegen man-
cher Reform, wie z.B. der Einführung der Gesamtschule, vermögensabhängig 
wird. Wenn im öffentlichen Schulsystem diese, v.a. aufgrund einer Nivellierung 
der Bildungsstandards nach unten, nicht mehr gewährleistet werden kann, wer-
den Privatschulen zur kostspieligen Alternative.

Bei der Familie Spielberger vulgo „Kummersberger“ hatten Haimbuch-
ner (M.) und Kroiß (r.) ein offenes Ohr für die Probleme der Bauern.

Jedes Jahr zu Vollmond im Juli 
lädt der Obmann der FPÖ Bad Goi-
sern, Heimo Kain, Parteimitglieder 
und Freunde zu einem „Kisten-
bratl“ auf seine Alm ein.

Und jedes Jahr nimmt jeder die-
se Einladung gerne an. Der Termin 
wurde bereits zu einem fixen Be-
standteil im Sommer, und man darf 
sich geehrt fühlen, wenn man eine 
Einladung erhält! Kein Wunder bei 

der Bilderbuchlage der Almhütte 
mit Blick auf den Dachstein sowie 
hinunter auf den Hallstättersee.

Im Namen aller Gäste bedankte 
sich der 2. Landtagspräsident Adal-
bert Cramer bei der Familie Kain 
für die perfekte Organisation. Und 
so manche Gäste blätterten bereits 
im Kalender, um sich zu informie-
ren, wann denn im Juli 2017 wie-
der Vollmond ist...

Gastgeber Heimo Kain (7.v.l) im Kreis seiner „ausgewählten Gäste“, 
angeführt vom 2. Landtagspräsidenten Adalbert Cramer (7.v.r.).

Manfred Haimbuchner auf 
Regionaltour im Land

Goiserer Freiheitliche
feiern auf der Alm

Im Rahmen seiner traditionellen 
Regionaltour besuchte FPÖ-Lan-
deshauptmannstellvertreter Man-
fred Haimbuchner, begleitet von 
FPÖ-Bezirksparteiobmann Rudolf 
Kroiß, Mitte Juli das Mondsee-
land. Neben Betriebsbesuchen, 
Gesprächsrunden mit Bürgern 
und Treffen mit Parteifunktionä-
ren standen auch der Besuch ei-
nes Milchwirtschaftsbetriebes so-

wie ein politischer Grillabend der 
FPÖ-Mondsee im Bauernmuseum 
am Programm. „Nach so einem 
Tag mit intensiven Bürgerkontak-
ten nimmt man nicht nur Eindrü-
cke mit, sondern kommt auch mit 
viel Arbeit zurück ins Büro“, be-
tonte Haimbuchner. Vor allem die 
Probleme der Bauern in der Touris-
musregion Mondsee werde man im 
Landtag ernsthaft besprechen.
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